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Georg Plechanow F.
Georg Valentinowitſch Plechanow, der Begründer

der ruffiſchen Sozialdemokratie und der Verbreiter der marxi
ſtiſchen Lehren in Rußland, iſt am 30. Mai in einem finni-
ſchen Sanatorium an einem Lungenleiden geſtorben. Er
war im Jahre 1857 geboren und ſtammte aus bürgerlichen
Kreiſen. Nach Beendigung des Gymnaſiums beſuchte er die
Bergakademie zu Petersburg, wo er ſich im Jahre 1875 der
revolutionären Bewegung anſchloß. Um jene Zeit herrſchte
die Strömung der „Narodniki“ (von narod-Volk) vor, die die
Zukunft Rußlands in dem in kommuniſtiſchen Organiſationen
Jebenden Bauerntum erblickte. Die revolutionäre Partei,
die dieſe Strömumg 'vertrat, hieß Sjemlia i Wolja (Land und
Freiheit). Den poltiſchen Kampf betrachtete ſie als unterge-
ordnet. Bald ſpaltete ſich die Partei in' zwei Gruppen. Eine
war die berühmte Narbdnaja Wolja (Volksfreiheit), die den
terroriſtiſchen Kampf gegen die Bureaukratie und den Zaris-
mus aufnahm, alſo in erſter Linie umfaſſende politiſche Ziele
im Auge hatte. Es waren die Mitglieder dieſer Partei, die
Attentate verübten und ſchließlich den Zaren Alexander II.
gewaltſam beſeitigten. Die andere Gruppe verfolgte vor-
nehmlich ſozialiſtiſch-agrariſche Ziele und nannte ſich Tſchorny
Pjeredjel (Neue Bodenverteilung), die von dem bekannten
Sozialphiloſophen Peter Lawrow geführt wurde. Dieſer
Gruppe ſchloß ſich auch Plechanow an.

Nach den umfaſſenden Verfolgungen der Revolutionäre
und Sozialiſten zu Ende der ſiebgiger Jahre, verließ Plecha
now
begann er Marx zu ſtudieren. Das erſte Ergebnis ſeiner

tudien war eine Neuorientierung ſeiner ſogialiſtiſch-revo-
lutiovnären Auffaſfungen: nicht das alte agrarkommuniſtiſche
Bauerntum, ſondern das moderne Proletariat erſchien ihm
als der Träger der geſellſchaftlichen Umwälzung. Während
ſeine früheren Parteigenoſfen die Notwendigkeit der indu
ſtriellen Entwicklung für Rußland betritten, trat Plechanow
als Marxiſt für die Förderung des Kapitalismus in Rußz
land ein, denn nur hierdurch könnten die Bedingungen für
den modernen Sozialismus geſchaffen werden. Den Narod-
niki erſchien die Lehre Plechanows als eine große Ketzerei,
denn ſie erblickten im entſtehenden Kapitalismus den Ver
nichter des agrarkommuniſtiſchen Bauerntums, das für ſie
die Grundlage des ruſſiſchen Sozialismus bildete. Jn dieſem
Widerſtreit der Meinungen ſchärfte ſich das polemiſche Talent
Plechanows. Ausgerüſtet mit den geſchichtlichen und wirt
ſchaftlichen Lehren Marxens, war es für Plechanow nicht
ſchwierig, den Narodniki beizukommen. Man darf überhaupt
fagen, daß die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung das wirk
ſamſte und hilfsreichfte Werkzeug Plechanows war. Mit ihrer
Hilfe verband er ſein bruchſtückartiges Wiſſen zu einem Gan
zen. Ob' er die ſozialen Gedanken der Narodniki kritiſierte,
oder philoſophiſche und literari Gegenſtände behat
immer war es der marxiſtiſche Materialismus, der ihm als
das vornehmſte Hilfsmittel diente und immer auf dieſelbe
Art und Weiſe.

Seine Abrechnung mit den Narodniki, die Rechtfertigung
ſeiner Trennung von ihnen fetzte er zu Anfang der achtziger
Jahre in einer Broſchüre auseinander, die unter dem Titel
Unſere Meinungsverſchiedenheiten erſchien. Jm Jahre 1883
ſchuf er die erſte ſozialdemokratiſche Organiſation Rußlands
die Gruppe der Arbeiterbefreiung. Ende der achtziger Jahre
begann er für deutſche ſozialdemokratiſche gritwwriften zu
ſchreiben, wo er Studien über Tſcherniſchewſki, den hiſtori
ſchen Materialismus und Hegel veröffentlichte. Seit 1895
wurde er auch in ruſſiſchen bürgerlichen Kreiſen bekannt, als
c unter dem ehe Beltow die materialiſtiſche Ge
ſchichtsauffaffung ndelte.Senthe Plechanow ſeine wiſſenſchaftlichen Leiſtungen

deutſcher Geiſtesarbeit zu verdanken hatte, gehörte er politiſch
und kulturell immer zu Frankreich. Marx und Hegel waren
ihm nur große Schulmeiſter, die Franzoſen aber waren ſeine
Muſter und geiſtigen Führer. Seine ſtarke Betonung der
Notwendigkeit des Kapitalismus für Rußland, ſowie ſeine
franzöſiſchen Sympathien erklären die deutſchfeindliche Hal
tiung, die er unmittelbar nach Beginn des Weltkrieges ein

mmen hat. Sein Vorurteil, daß Deutſchland die wirt
liche Entfaltung Rußlands hinderte und daß deshalb die

Stärkung der ruſſiſchen Induſtrie nur bei einer Schwächung
Deutſchlands zu erzielen wäre, veranlaßte ihn, gegen Deutſch
land Stellung zu nehmen. Dieſes Vorurteil verhinderte ihn

ch eine ſeiner großen ſozialiſtiſchen Vergangenheit ent
fprechende Stellung in der ruſſiſchen Revolution einzuneh-
tnen: ſeine kriegshetzeriſche Agitation entfremdete ihm die
Sympathien des ruſſiſchen Proletariats. Seine Rückkehr nach
RKußſand im April 1917 weckte in den Kreiſen der Peters
burger Arbeiter keineswegs diejenige Begeiſterung, die man

erwarten können. Er, der Begründer der ruſſiſchen
ldemokratie, tet ſich als Fremder unter den Sozia

liſten Rußlqnds. Sein Organ Jedinſtwo wurde wenig ge
Jeſen. Plechanow hatte ſich geiſtig überlebt. Sein Hin
icheiden hinterläßt keine unausfüllbare Licke.
u.
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Stockholm und London.
Die Denkſchrift der Entente-Sozialiſten.

Jrn der Sitzung des Parteiausſchuſſes, die am 31. Mai
in Berlin tagte, gab der Vorſitzende Genoſſe Ebert die
Denkſchrift der Ententeſozialiſten bekannt, die auf der

Protokoll über die Verhandlungen beigefügt iſt und die der
deutſche Parteivorſtand erſt in den allerletzten Tagen unter
der Hand erhalten hatte. Daraus ergibt ſich die intereſſante
Tatſache, daß zu der Konferenz der amerikaniſche Gewerk
ſchaftsbund (Gompers) eingeladen war, dagegen nicht die
ſozialiſtiſche amerikaniſche Arbeiterpartei. Gompers iſt auf
der Konferenz nicht erſchienen, es iſt aber dem Akt der Wort-
laut eines Telegramms eingefügt, wonach Gompers es ab
lehnt, mit deutſchen Sozialiſten zu verhandeln. Die Bol-
ſchewiſten Rußlands lehnten eine Teilnahme an der Konfe-
renz ab. Die Menſchewiſten wollten ſich beteiligen, die Bol
gert verweigerten ihnen aber die zur Reiſe notwendigen

äſſe.
Die italieniſche ſfozialiſtiſche Partei erhielt von

ihrer Regierung ebenfalls keine Päſſe. Dagegen konnte die
ſozialiſtiſche Reformpartei, die es ſich u. a. zur Aufgabe geſtellt
hat, die ſozialiſtiſche Partei zu bekämpfen, ihre Vertreter
nach London ſenden. Ein Proteſt der ſozialiſtiſchen Partei,
der an die Konferenz gerichtet war, wurde von dieſer nicht

heachtet e xbis zum Balkan iſt das volle Selbſtheſimm ungerecht u ge
währen. (Alſo Selbſtbeſtimmungsrecht mit geographiſcher
Beſchränkung. Für Jrland, Aegypten, Marokko, Jndien ſoll
das demnach nicht gelten. D. Red.) Der Sieg der En-
tente ſoll ſein ein Sieg der Völker, die Einführung der
Demokratie in der Welt. Kapitel 3 der Denkfſchrift fordert
die Wiedergutmachung der Schäden in Belgien auf Grund
der Feſtſtelkkungen einer internationalen Kommiſſion. Elfaß-
Lothringen iſt eine Frage des Rechts iſt alſo eine inter
nationale Frage. Deutſchland hat durch ſein Vorgehen 1914
den Vertrag von Frankfurt gebrochen. Frankreich
kann einer l r über ſeine Zukunftzuſtimmen. Auf dem Balkan iſt Serbien uſw. wieder herzu
ſtellen, auf einer endgültigen Konferenz der Balkanvölker muß
die Regelung erfolgen. Jtaliens Anſprüche müſſen voll unter
ſtützt werden. Polen wird ein wer Reich mit Zu
gang zur See. Paläſtina iſt von der Türkei zu trenneh.
Es iſt ein Se des jüdiſchen Volkes zu bil-
den. Die Dardanellen werden neutraliſiert. Jn Oeſter
reich wird ein Bund der Nationen gebildet, den Völ
kern der Donauſtaaten wird der Beitritt zu dieſer Verbin-
dung freigeſtellt. Auf der Friedenskonferenz wird beſonders
zu prüfen ſein, ob die Kolonien den einzelnen Ländern
zurückgegeben werden.

Kapitel 6 ſieht vor die Bildung eines Gerichts
hofes, der feſtzuſtellen hat, ob Private oder Regierungen
verantwortlich zu machen ſind für die im einzelnen vorge-
kommenen Fälle von Grauſamkeiten, Diebſtählen uſw. Bei
dieſem Gerichtshof haben Private wie Staaten ihre Anſprüche
geltend zu machen und der Gerichtshof beſtimmt die Art und
Höhe der Entſchädigung. Die verwüſteten Gebiete ſind voll
ſtändig wieder herzuſtellen.

Die Denkſchrift ſchließt mit einem Appell an die
Mittelmächte, ſich ohne Zbgern anzuſchließen.

Die Denkſchrift iſt eine Beſtätigung dafür, daß die
Kriegsziele der Sozialiſten in den Ententeländern
übereinſtimmen mit den Eroberungszielen der Ententeregie
rungen. Die Grundlagen, die von den Sozialiſten der Mittel
mächte in der Stockholmer Denkſchrift feſtgalegt wurden,
blieben von der Ententekonferenz vollſtändig unbegachtet, ob
wohl ſie auch nach Auffaſſung der Neutralen eine ſehr gute
Unterlage für einen Verſtändigungsfrieden gegeben hätten
und die einzige Möglichkeit zur Verſtändigung ſind. Viel
leicht geben die Vorgänge im Weſten Veranlaffung, daß die
Ententeſozialiſten ſich jetzt an Stockholm erinnern.

Troelſtra über die weltpolitiſche
Lage.

Die Folgen der ſiegreichen deutſchen Offenſive.
Haag, 4. Juni. Der Vertreter von Leeuwardens Cou

rant fragte Führer der holländiſchen Sozialiſten
Troelſtra über die auswärtige Lage aus. Dieſer ſagte
u. a.: So optimiſtiſch ich im vorigen Jahre war, als die Jni
tiative zur Stockholmer Konferenz unternommen wurde, ſo
peſſimiſtiſch betrachte ich die Lage im jetzigen Augen
blick. Die Zentralmächte haben infolge der Desorganiſation

Februar- Konferenz in London beſchloſſen wurde, der das
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regierungen im letzten Halbjahre eine enorme Stär-
kung, ihrer Stellung erzielt. Demzufolge iſt der
Annexionismus wieder Trumpf geworden. Die Möglichkeit,
im Sommer 1917 mit Deutſchland einen bequemen Frieden zu
ſchließen, der als Baſis für den Völkerbund und für die all
gemeine Abrüſtung hätte dienen können, war ſehr groß.
Jetzt aber iſt die Gefahr groß, daß, wenn die deutſche Offen
ſive im Weſten gelingt, auch in Weſteuropa eine ähnliche Lage
entſteht, wie diejenige, die den Frieden von BreſtLitow
möglich machte. Oder aber, was noch wahrſcheinlicher iſt, es
entſteht eine Lage, durch die die Entente zu noch weiterer
Fortſetzung des Krieges gezwungen wird.

Die Verwirklichung des internationalen Frie-
densideales, Abrüſtung und Völkerbund, iſt die einzige
Vorbedingung, die den kleinen Ländern wirklich die Unab
hängigkeit garantieren kann. Unter dieſer Vorausſetzung iſt
die Unterwerfung der Entente durch die Zentralmächte für
Holland genau ſo unerwünſcht wie das Gegenteil. Es iſt
aber zu hoffen, daß die jetzt im Gange befindliche deutſche
Offenſive im Weſten nicht zu einer Verlängerung des Krie
ges führt. Die Zeit zu einer neuen ſozialiſtiſchen Friedens
konferenz iſt erſt dann gekommen, wenn der Ausgang dieſer
Offenſive feſtſteht. Die Ententeſozialiſten haben bereits im
Februar beſchloſſen, in Bern eine ſozialiſtiſche Friedenskonfe-
renz zuſammenzuberufen. Jch ſelbſt und Branking ſind ein
geladen worden, vorwiegend mit den S
mächte Verhandlungen anzukwäpf
daß die Sotaliſten der en

Troelſtra iſt im Jrrkum, wenn er mein
der Mittelmächte würden den jetzigen Zeitpunkt nicht für ge
eignet halten. für eine internationale Konferenz. Sie wer
den im Gegenteil jede Gelegenheit venutzen, die ſich zu einer
Ausſprache unter den Sozialiſten der kriegführenden Länder
bieten würde. Obwohl eine Einigung auf der Grundlage
der Denkſchrift der Ententeſozialiſten ganz unmöglich iſt,
würden die ſozialdemokratiſchen Parteien der Mittelmächte
doch zur Ausſprache bereit ſein, weil eine ſolche Ausſprache
viel Hinderniſſe für eine Verſtändigung aus dem Wege räu-
men würde. Wenn allerdings die Ententeſozialiſten in
vorhinein die Zuſtimmung zu den Bedingungen dieſer Denk
ſchrift verlangen, wäre natürlich die Konfe geſcheitert.
Jm übrigen hat man bis jetzt vielfach von den Ententeſozia-
liſten ſiehe Amerika gehört, daß ſie ſich gegen eine
Konferenz ſträuben, an der deutſche Sozialiſten teilnehmen.

Die Handhabung des Belagerungs-
zuſtandes.

Schutzhaft, Belagerungszuſtand und Zenſur boken n der erſten
Sitzung der Sommertagung des Reichstags wieder einmal Veranlaſſung
zu lebhaften Beſchwerden. Gen. Bauer ging mit den Militärbehörden
ſcharf ins Gericht und kennzeichnete ihre Tätigkeit als von einer auf
reizenden Parteilichkeit zugunſten der Vaterlandspartei und Kriegspo
litiker, die nur gegeignet ſei, Oel ins Feuer zu gießen. Redner bezog
ſich hauptſächlich auf die ſkandalöſen Verhältniſſe im Bereiche des 6. Ar
meekorps. Die Gewerkſchaften werden dort in unglaublicher Weiſe
drangſaliert, politiſche Verſammlungen, namentlich Wahlrechtsperſamm
lungen werden ganz unmöglich gemacht. Unſerm Genoſſen Bauer iſt
jede Möglichkeit benommen, ſich mit ſeinen Wählern in Verbindung zu
ſetzen. In Schleſien mögen danach die Militärbehörden ganz beſonders
ſchneidig vorgehen, ſo daß Bauer ſagen konnte, die Zeiten des Sozia
liſtengeſetzes ſeien zurückgekehrt. Ein großer Uebelſtand iſt die ungleiche
Handhabung der Zenſur durch die Militärbehörden, ſo daß man in dem
einen Bezirke veröffentlichen darf, was in dem andern verboten iſt.
Damit iſt ſchon bewieſen, daß die Zenſurbehörden über die nokwenndigen
Grenzen weit hinausgehen. Den Mangel an Einheitlichkeit in der
Zenſur beklagte hauptſächlich der nationalliberale Abg. v. Richthefen.
Auch der Zentrumsabg. v. Rechenberg brachte Zenſurbeſchwerden vor.

Der Reichstag hat ſich ſchon früher auf den Standpunkt geſtellt,
daß. die Zenſur auf die militäriſchen Dinge zu beſchränken ſei. Dazu
erklärte der Staatsſekretär des Innern Wallraf, daß der Reichskanzler
auf den Boden dieſes Beſchluſſes nicht treten könne u Pamit erklärt
die Reichsregierung, daß ſie ſich völlig der Militärgewe unterordnel
hat, während Herr v. Bethmann Hollweg über Milüörgewalt
ſtand und beſtrebt war, den unberechtigten Eingriffen der Millärbe
hörden in der Handhabung der Zenſur und des Verſammlungsrechts
gegenüber die nötige Bewegungsfreiheit zu ſichern. Wenn der Staaks
ſekreiär auf die Zuſtände in Amerika hinwies und meinke, daß es
nicht ſo ſchlimm ſei, ſo iſt das für uns ein ſehr magerer Troſt. Von
den erhobenen Beſchwerden ſollen 60 Proz. zugunſten der Beſchwerde
führer erledigt worden ſein. Das beweiſt doch, daß die Militärbehörden
im allgemeinen zu weit gehen. Deshalb hat Gen. Bauer recht, wenn
er ſagt, daß keine Ausſicht beſtehe, daß die Zuſtände andere werden,
die Maßnahmen der Militärbehörden nur noch ſchärfer werden, ſo iſt

in Rußland und durch die ſehr unkluge Politik der Entente

bald der Zeitpunkt gekommen, wo wir die Verantwortung die ko
laſtrophalen Folgen der Handhabung des Be de



Der deutſche Abendbericht.
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t Kämpfe auf dem Südufer der Aisne weſtlich von
ons.

Elin, 4. Juni. (UAm 2 die
e wurden im um E dT. verſenkt. ter den verſenkten Damp
mitteigroe dewaffnete Dampfer einer

alität. hDer Chef des Admiralſtabes der Marine.

Zur Kriegslage.
Berlin, 4. Juni. Die berühmte erſte Woche der neuen Schlacht

iſt vorüber. Entgegen der Behauptung Clemenceaus und s
hat auch der erſte Tag der zweiten W trotz verſtärkten fran
ſiſchen Widerſtandes und zahlreicher heftiger Gegenangriffe der
Franzoſen den Deutſchen weitere wichtige Erfolge gebracht.

haltene Höhen und Dörfer wurden dem Feinde entriſſen. Seine
Truppen fluteten unter ſchweren Verluſten zurück. Allein weſtlich
Soiſſons und ſüdlich der Aisne wurden hierbei über 1500 Gefangene

macht, zahlreiche Maſchinengewehre und mehrere Geſchütze er
Eine Kompagnie nahm eine feuernde Batterie im Sturm,

während bei Miſſy zwei Batterien, in Gegend der Verte-Feuilly-
Ferme eine weitere Batterie im Kampfe erobert wurde. Oeſtlich
des Oſtrandes des Waldes von Villers-Cotteret nahmen die
Deutſchen am 2. Juni über 1000 Mann gefangen und entriſſen
dem Feinde einen r 3 Batterien

Bei ihren dicht maſſierten verluſtreichen Angriffen am 3. Juni
beiderſeits des Ourcq verwendeten die Franzoſen zahlreiche Tanks
und Kampfgeſchwader.

Unſere Batterien vernichteten eine auf der Strecke ſüdlich
Ferny abfahrende feindliche Batterie. Deutſches Flachfeuer brachte
durch Volltreffer einen Zug auf der Bahn ſüdlich Villers-Cotteret
zum Stehen, während deutſche Bombengeſchwader auf dem Bahnhof
Nanteuil 2 große Brände verurſachten

Wichtige Verkehrspunkte, u. a. Amiens, St. Juſten, Breteuil,
Compiegne. Villers-Cotteret lagen unter wirkſamen deutſchem Feuer.
Zahlreiche Brände und Exploſionen wurden beobachtet. wtb.

EClemenceau weicht aus!
Paris, 4. Juni. (Havas.) Deputiertenkammer. Vor

oolbejetztem Hauſe erklärte Clemenceanu, die Jnuterpellation
über die militäriſche Lage nicht beantworten zu können. Er
yave ſich vor der Heereskommiſſion könne aber

egenwärtig öffentlich nicht mehr ſagen. Außerdem widerſetzte er
dem, daß die Kammer ſich als Geheimkommiſſion konſtituiere.

Jm Namen der Sozialiſten bat Cachin Clemenceau, Erklärungen
abzugeben und verwahrte ſich gleichzeitig gegen jeden Gedanken
von Feinvdſeligkeit, denn es haudle ſich um das Wohl des Vater
ſandes. Clemencear wiederholte, daß es ihm unmöglich ſei, nach
Verlauf von ſechs Tagen der Schlacht Erklärungen über die mili-
täriſche Lage abzugeben. Line Unterſuchung über die Verant-
wortlichkeiten ſei im Gange. Sr werde aber nicht die Feigheit
kegehen, Maßregeln gegen Führer zu ergreifen, die ſich um das
Vaterland verdient gemacht hätten.

Rappaport verurteilt.
Paris, 4. Juni. (Havas.) Das Kriegsgericht verurteilie

Rappaport, der angeklagt war, defaitiſtiſche Aeußerungen
e tan zu haben, zu 6 Monaten Gefängnis und 200 Frank Geld-
rafe unter Anwendung des Geſetzes über den Strafaufſchub.

n wirtſchaftlichen Vacheplänen der Entente.
Le Hapre, 3. Juni (Havas). Der belgiſche Miniſterpräſident
Brocqueville i zurück getreten. Der König hat die
Führung der Geſchäfte dem früheren Vorſitzenden des Abgeord
neten hauſes Coore man anvertraut. Der Rücktritt Brocque-
villes wurde nicht durch eine Meinungsverſchiedenheit in Fragen
der inneren oder äußeren Politik hervorgerufen, ſondern iſt das
Ergebnis gewiſſer Verſchiedenheiten der Anſchauungen über die
Regierungsmethhoden. Cooreman übernimmt das Portefeuille der
wirtſchäftlichen Angelegenheiten, ein Departement, welchem die
Befugniſſe des Departements des nationalen Wiederaufbaues an
geſchloſſen ſind.

Frankfurt a. M., 4. Juni. Zu ver Meldung von dem Rück
tritt des Miniſterpräſidenten Brocqueville und der Ernennung
Covremans zum belgiſchen Miniſterpräſidenten bemerkt die
Frankfurter Zeitung: Die Meldung iſt von einſchneidendſter Be
deutung für die Politik Belgiens. Cooreman iſt ausgeſprochener
Flame. Das Kabinett Cooreman bedeutet eine vollkommene Um-
wälzung der Flamen- Politik der belgiſchen Regierung. Annexions-
politik und Wirtſchaftskrieg nach dem Kriege iſt damit von Belgien
aufgegeben, Belgien iſt der erſte Ententeſtaat, der mit den wirt
ſchaftſichen Racheplänen der Entente offen vor aller Welt bricht.

Amerikaniſche Srſchwerungen für Hollands
Ernährung.

Waſhington, Juni. Reuter. Die niederländiſchen DampferStella und Java, z vor einiger Zeit die Erlaubnis bekamen,

für Holland Getreide zu laden, dürfen, obwohl ſie zur Ausfahrt
bereit ſind, auf n der Reeder nicht ausfahren. Dieſe
Maßnahme verzögert die Hilfsmaßnahme der Vereinigten Staaten
für die Verſorgung Hollands. Außer dem von der Stella und
Java geladenen Getreide liegen noch mehr als 15 000 Tonnen ſeit
zehn Tagen für Holland in amerikaniſchen Häfen bereit.

Ein Proteſt des Volksbundes gegen
die Wahlrechtsverſchleppung.

J. K. Der Volksbund für Freiheit und Vaterland hielt am Mon-
tag abend in den Germania-Sälen in Berlin eine große Mitglieder-
verſammlung ab. Wie der Vorſitzende Profeſſor Francke mitteilte,
macht die Organiſation des Volksbundes erfreuliche Fortſchritte. Er um
jaßt gegenwärtig 15 große Geſamtverbände als körperſchaftliche Mit
glieder, außerdem 1230 Einzelmitglieder in 215 Städten und 14 Orts-

ruppen. Jn 40 Städten haben Verſammlungen des Volksbundesſtattgefunden und ſein Programm erfolgreich verkündet.

Zugunſten des gleichen Wahlrechts in Preußen
ſprechen dann der nationalliberale Landtagsabgeordnete Dr. Blan
kenburg und der ſozialdemokratiſche Landtagsabgeordnete Paul

irſch, anker Verbandsvorſitzender Hartmann von den Hir'ch
ickerſchen Gewerkvereinen und Generalſekretär Remmers von den

e werten Einmütig gelangte folgende Entſchließung zur An
pahme:

Am Voräbend der Wiederaufnahme der preußiſchen Landiags-
r erklärt die nach den Germania-Prachtſälen in Berlin

e fene W v des Volksbundes für Freiheitund Vaterland: Die ſeitherige Behandlung der Wahlrechts
vorlage von Regierung und hat im Volk eine

ſtarke und berechtigte politiſche Unzufriedenheit hervorgerufen. Sie
kann nur durch eine klare Entſcheidung für das gleiche, von jeder Ein
ſchränkung freie Wahlrecht behoben werden. Deshalb iſt die Wieder
herſtellung des Z 3 der Regierungsvorlage, nach der jeder Wähler

eine Stimme haben ſoll, Erfüllung einer dringenden vaterländiſchen
Frie den ſiegreichen Kämpfern an der Front und den Wählern in

r t das vor einem Jahre feierlich verſprochene ſtaatsbürger-
echt nicht länger vorzuenthalten, ſondern es ſchleunigſt zur Durch

ührung zu bringen.

einen

h h

Deutſcher Reichstag.
166. Sitzung, Dienstag, 4. Juni, 2 Uhr nachmittags.

e die Ereigniſſe auf

v des Landget

r r hin rufe ich Dr. Cohnäglich zur Ordnung. (Lachen und Zuruf
meine Pflicht! (Zuruf b. d. Soz.:

Anufrage.
Auf eine Anfrage des Abg. Peiroles (Soz.) erwidertS v. Wriesberg, daß die Beſchränkung des Urlaubs nach

Elſaß-Lothringen nur bei denjenigen Soldaten eintritt, die politiſch ver
dächtig ſind, und von denen zu befürchten iſt, daß ſie ihre Angehörigen

ungünſtig beeinfluſſen könnten.
Zenſur, Belagerungzuſtand.

Zur Behandlung gelangt ſodann die Abänderung des Geſetzes über
die Verhaſtung und Aufenthaltsbeſchränkung auf Grund des Kriegse Danach werden alle Freiheitsbeſchränkungen, die nach dem

eſetze über den Belagerungszuſtand verhängt werden, den Vorſchriften
des Schutzhaftgeſetzes unterworfen. E eine Freiheitsbeſchränkung
u Unrecht, ſo wird ein Enilſchädigungsanſpruch zugebilligt. Der Aus-ſchuß beantragt, das Geſetz über den Kriegszuſtand dahin abzuändern,

daß gegenüber den Anordnungen der Militärbefehlshaber, ſoweit ſie
ſich nicht auf die Zenſur und das Vereins und Verſammlungsrecht be
ziehen, eine militäriſche Zentralinſtanz als Aufſichtsſtelle und Beſchwerde
ſtelle errichtet wird. Soweit ſich dieſe Anforderungen auf die Hand-
abung der Zenſur und des Vereins und Verſammlungsrechts beziehen,

iſt der Reichskanzler Auſſichtsſtelle und Beſchwerdeſtelle.
Gegenüber Shyndikaten ſoll durch die Aufſicht des Reiches über

die Naturſchätze (Kohle, Erz uſw.) das Intereſſe der Allgemeinheit ge
wahrt werden.

Abg. Frhr. von Rechenberg (Zentr.) J die Vorſchläge desAusſchuſſes Im ſchroffen Gegenſatz zu der Behandlung des Profeſſor

Förſter ſteht die Begünſtigung der Anhänger annexioniſtiſcher Kriegs
ziele. Für die Vaterlandspartei wird ſogar von militäriſchen Vorge-
ſetzten in den Schützengräben geworben. Das Heer darf aber keine
Stätte politiſcher Werbetätigkeit ſein. (Beifall links und im Zentr.)

Abg. Bauer (Soz.):
Der Grundſatz „IJch kenne keine Parteien mehr“, wird von einem

erheblichen Teil der Peilitärbehörden nicht beachtet. Alle Beſchwerden
über die Art wie der Belagerungszuſtand von ihnen gehandhabt wird,

ben nichts geholfen, im Gegen es iſt immer ſchlimmer geworden.
ie Militärgewalt ſtellt ſich in den Dienſt gewiſſer reaktionärer und er-

oberungslüſterner Kreiſe. Die Geſchichte der Vaterlandspartei iſt ein
wenig ruhmreiches Kapitel für unſere Militärbehörden. Die Art, wie
ſte zu ihren Gunſten parteiifſch verfahren, hat Entrüſtung im Volke
ausgelöſt. (Sehr wahr! bei den Soz.) Während der Vaterlandspartei
die größten Verſammlungen geſtattet wurden, wurde z. B. eine Ver
ſammlung, die die ſoziel demokratiſche Partei im Zirkus Buſch als Ver-
er ung abhalten wollte, nachdem ſie zunächſt genehmigt war,

eg vor Stattfinden der Verſammlung verboten, nachdem dies
Verbot im Abgeordnetenhauſe von den Regkiionären gefordert worden
war. Auf Beſchwerde gegen das Verbot erklärte das Reichsamt des
Jene das Verbot entſpreche den beſtehenden Beſtimmungen, die allen
Pariejen gegenüber gleichmäßig zur Anwendung zu kommen hätten.Verbot erfolgte mer der Begründung es handle ſich nicht um

er ung. Der Vaterlandspartei aber erlaubt man
ſogar ſtändig Gäſte zu ihren Vereinsverſammlungen einzuladen. Ver
r die ſich mü dem preußiſchen Waßlrecht beſchäffigen, werden
n einigen Generalkemmandobezirken unterſchiedslos verbolen. Dabei
wird die Erregung im Volke durch das Verhalten der Wahlrechtsſeinde
im Landtag hervorgerufen nicht aber durch die Verſammlungen. Sehr
wahrl b. d. Soz.), deren Verbote vielmehr Oel ins Feuer gießen. So
wird die Stimmung immer gereizter, weil das Volk ſehen muß, daß die
Regierung gegenüber den ungeheuren Provokationen der Dreitlaſ-
ſenmünner verſagt. Die Regiernng hat nicht den Mut aufgebracht zu
der eriöſenden Tat der Auflöſung des Abgeordnelenhauſes. Sehr par
leüiſch erfolgen auch die Verbole der ZJeilungen für Angehörige der Ar
mee. Von den Soldaten ſolle alles fern gehalten werden, was nicht den
Auffaſſungen der Vaterlandspartei entſpricht. Die Veröffentlichungen
der Vaterlandspartei aber werden in Maſſe durch die Vorgeſetzten ſelbſt
in der Armee verbreitet. In einem Geheimzikular eines kommandieren-
den Generals es: das Verbot des Vorwärls habe bisher nicht er
wirkt werden können. Das ſchließe aber nicht aus, daß die Zeliungen
gehörig durchgefehen und nöfigenfalls zurückgehallen würden. (Hört,
hört!) Auf Beſchwerde beim Kriegsminiſter kam der Beſcheid, ein ſolcher
Befehl exiſtiere nicht. Das iſt wörtlich richtig, denn es wird in dem
Rundſchreiben nur eine „Empfehlung“ ausgeſprochen. Daß aber auch
weitergehende Anordnungen beſtehen, geht aus einem Beſcheid des
Feldpoſtamts 725 an das Poſtzeitungsamt in Verfolg einer Beſchwerde
von Soldaten hervor, die den Vorwärts beſtellt und nicht erhalten hät-
ten. In dieſem Bericht des Feldpoſtamts heißt es: „Die Zeitungen
gehen jegt mit richtiger Aufſchrift regelmäßig hier ein, die Aushändigung
des Vorwärts an die im Felde ſtehenden Bezieher iſt jedoch wenigſtens
im hieſigen Bereich, durch miljtäri,che Anordnung bis auf weiteres un
terſagt worden. (Hört, hört! b. d. Soz.)) So ſieht die unterſchiedsloſe
Behandlung der Parteien aus, und ſo kann man ſich auf Beſcheide des
Kriegsminiſters verlaſſen. (Sehr gut! b. d. Soz.) Im badiſchen Land
tag wurde vom Miniſter erklärt, daß eine Anordnung auf Verfügung
des Kriegsminiſteriums ergangen ſei, die das Stellvertretende General
kommando des 14. Armeekorps in einem vertraulichen Rundſchreiben
erlaſſen hat und in der es heißt, daß Verſammlungen, in denen als
Hetzer bekannte Perſonen reden ſollen, grundſätzlich nicht zuzulaſſen ſind,
treten ſolche Perſonen unangekündigt als Redner auf, ſo iſt die Ver-
ſammlung aufzulöſen. Das trifft auch dann zu, wenn Reichstogs- und
Landtagsabgeordnete in Frage kommen. (Hört, hört!)) Herabwürdi-
gungen des Hilfsdienſtgeſetzes dürfen unter keinen Umſtänden geduldet

r e en Zieſe ganz L x das Zielem Kriegsminiſter vorſchwebt. dem erwähntenEtiah iſt auch dapon die Rede, daß der rechtsſtehende Teil der e

ſchaft von den linksſtehenden Sozioldemokraten nicht angegriffen werden
dürfe. Das iſt ein wahrer Bärendienſt, den die Militärbehörden uns
Sozialdemokraten erweiſen. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Am ſchlimmſten
iſt aber die Art, wie die Pazifiſten behandelt werden. Man macht ihnen
jedes öffentliche Auftreten unmöglich, überwacht ihren Briefverkehr. Ein
ſolches Vorgehen iſt unwürdig und muß um ſo empörender wirken,
wenn man ſieht, wie auf der anderen Seite die grenzenloſe Verleum-
dungskampagne der Alldeutſchen gegen Mitglieder des Reichstags und
gegen andere Parteien ohne Einſchränkung fortgeſetzt werden kann.
Sehr wahr! b. d. Soz) Am ſchlimmſten treibt es das ſtellvertretende
Generalkommando des 6. Armeekorps in Schleſien. Oeffentliche Ver
ſammlungen ſind dort ſeit Monaten überhaupt verboten, ſelbſt die ein
fachſten Mitgliederverſammlun werden überwacht. So ſind wir
glücklich wieder bei den Methoden des Sozialiſtengeſetzes angelangt.
Sehr wahr! b. d. Soz.) en Auch die Berichterſtattung vom Würzburger
Parteitag wurde in Schleſien in einem ſo aldemokratiſchen Ve ver

als Abgeordneten ſſt es vollſte unm gemacht, mit meinen Wäh
lern in Verbirer ſtelvettteſenbet Gereeteet

unerhörter Mißbrauch ſeiner Macht,
egen den der Kriegsminiſter die P W x DLWorgehen iſt offenbar ein einfacher e den i ehe
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V z BVerfamm ch der trl
ten G n erſten drei Erer auf Verſtändnis re Beſchwerdeneneral d. Wriesberg in jeder Weiſe entgegenkommend. DiesViſalhs erfuhr glötzlich eine Aenderung, die zuſammenfiel mit dem

Abgang des Reichskanzler v. Bethmann Hollweg. (Hört, hört!)) Das
iſt ſicher kein Zufall: Bethmann Hollweg haite eben einigen Einfluß
auch auf die Militärgewalt und hatte das ernſtliche Beſtreben, die be-
rechtigten Beſchwerden von gewerkſchaftlicher Seite zu prüfen. Das
kann man leider der jetzigen Reichsleitung nicht nachſagen.

Die Unterdrückungsmahregeln ſteigern ſich ſtändig.
Am ſchlimmſten ſieht es aurh hier wieder im Bezirk des 6. Armeekorps
aus. Beſchränkungen des Verſammlungs und Vereinsrechts wurden
zuerſt nach Beſchwerde beim Kriegsminiſterium auf Veranlaſſung von
General Wriesberg zurückgenommen, dann aber ſofort nach dem wilden
Streik der Bergarbeiter in Oberſchleſien, den beizulegen die Gewerk
ſchaften ſich alle Mühe gegeben hatten, wieder eing Schlie
wurde ſogar die Bekanntmachung von Verſammlungen nicht eher er-
laubt, als die Genehmigung erteilt war. Das war ein geradezu geni-
aler Streich des Generalkommandos, denn nun brauchte es gar nicht
mehr Verſ en zu verbieten, es wurde einfach die Genehmigung
8 ſpät erteilt, die m n nicht mehr vorbereitet werden

Das iſt in zwei Monaten in 160 geſchehen. (Hört, hört
b. d. Soz.) Der einzig erkennbare Zweck iſt die Unterbindung der ge
werkſchaftlichen Tätigkeit. Gibt es denn für dieſe Unzahl Polizeibe-
amten heute keine nützlichere Tätigkeit! (Sehr gut! b. d. Soz.) Durch
das Verbot von Betriebsperſammlungen, die gerade zur ung bei
plötzlich auftretender Mißſtimmung beitragen, werden Arbeitsnieder-
iegungen wilder Art geradezu gefördert. (Sehr 4 b. d. Soz.)
Die Behörden richten ſich in Schleſien vollkommen uach den Wünſchen
des Geheimen Bergrats Hilger, der in jedem Gewerkſchaflsangeſtellten
einen Verbrecher und verräler ſi Die rigoroſen Maßnahmen
der Generalkommandos bilden den Nährboden der Unzufriedenheit und
der Auflehnung. In Schleſien herrſcht der Geiſt der echt preußiſchen
Ceule, vor allem der des Herrn v. Jagow, der ja von ſeiner Berliner
Tätigkeit her noch in gutem Andenken iſt.

Wir verſuchen in jeder Hinſicht beruhigend zu
wirken. Wenn aber die autokratiſche Willkürherrſchaft
kein Ende nimmt, ſo können wir nicht mehr verhindern,
daß die Dinge einer Kataſtrophe zutreiben? (Lebh.
Beifall b. d. Soz.).

Stoatsſekreiär des Jnnern Wallraf: Es iſt unrichtig, daß die
Reichsleitung allen Beſchwerden teilnahmlos gegenüberſteht. Vielmehz
ſind ſehr viele Beſchwerden im Wege der Verhandlung mit den Militär
behörden in Forifall gekommen. Die Regierung ſteht auch der Wirk
ſamkeit der Gewerkſchaften nicht gleichgültig gegenüber. Wenn die Be
handlung der Gewerkſchaften in dem Bereiche eines Armeskorps nicht
ſo iſt, wie man es vielleicht gern wünſcht, ſo darf daraus nicht ein all
emeiner Schluß gezogen werden. Mit der Zenſur hat ſich der

Reichstag wiederholt beſchäftigt. Zuletzt hat er beſchloſſen, daß die
enſur auf das Gebiet der Millellung von Tatſachen der Kriegs
hruug beſchränken ſolle und daß innerpoliliſche Angelegenheiten ihr

nicht unlerworfen ſein ſollen. Zeitungsverbote ſollen nur noch aus
militäriſchen Gründen für die Höchſtdauer von drei Tagen und nur mit
Zuſtimmung des Reichskanzlers zuläſſig ſein. Die Reichsregierung hat
dieſe Forderungen des Reichstages erneut geprüft und der Reichskanz-
ler hat erklärt, daß er auf den Boden dieſer Reichstagsbeſchlüſſe nicht
treten könne. Es liegt auch ein Widerſpruch darin, wenn man die
Zenſur auf das rein militäriſche Gebiet beſchränkt zu ſehen wünſcht,
als oberſten Beamten aber einen politiſchen Beamten wie den Reichs
kanzler dafür in Ausſicht nimmt. Im übrigen ſind manche Verbeſ-
ſerungen erreicht. Der Kriegsminiſter hat in mehreren Erlafſen aus
geführt, daß nur aus Gründen der öffentlichen Sicherheit gegen die
ſogenannte pazifiſtiſche Literatur eingeſchritten werden darf, daß die
Zenſoren ſich nicht als Richter fühlen und die Offiziere nicht in ein Vor
geſetztenverhältnis zu den Schriſtleitern treien dürfen. (Lachen b. d.
Soz.) Erreicht iſt auch, daß Zeitungsverbote nur noch befriſtet ergehen
dürfen. Eine Reihe größerer Werke wiſſenſchaftlichen Charakiers, um
deren Zulaſſung ſich der Reichstag wiederholt bemüht hat, ſind inzwiſchen
freigegeben worden. Gewiß iſt die Fahl der ZJeilungsverboke von 18
im letzten Vierteljohr 1917 auf 24 im erſten Vierteljahr 1918 geſtiegen;
aber in das erſte Vierteljahr 1918 fällt der große Streik mit ſeiner be
ſonders ſcharfen Handhabung der Ge'etze. Von den 24 verbotenen Zei
tungen waren 13 nicht ſozialdemokratiſch und von dieſen 6 konfervativ.
Vom 1. April bis 15. Mai 1918 ſind 8 Zeitungen verboten worden.
Die Zahl der Zenſurbeſchwerden betrug im Jahre 1917 204, von denen
vom Kriegminiſter als Militäroberbefehlshaber 125 für begründet er
klärt worden ſind. Bis ſetzt ſind von 73 Zenſurbeſchwerden im Jahr
1918 nur 29 vom Kriegsminiſter abgelehnt worden. Alſo iſt in über
60 Prozent Der Fälle den Beſchwerden ſtattgegeben worden, ſo daß
man unmöglich ſagen kann, Beſchwerden hätten keinen Zweck. Wir
ſind nach wie vor bemüht, bei der Handhabung des Belagerungszuſtandes
und der Zenſur alle Härten zu vermeiden. Im freien Amerika hat die
Preſſe viel mehr zu leiden und in Frankreich gehört, wie die J. K.
meldet, Gerichtsperhandlungen über Zenſurfragen hinter verſchloſſenen
Türen zu den Methoben der jetzigen Regierung. Sorveit es die mili
täriſchen Ereigniſſe zulaſſen, kommen wir allen Wünſchen nach Mög-
lichkeit entgegen. (Beifall.)

Abg. Frhr. v. Richkhofen (Notl.). Die Regierung ſollte ſich mit den
militäriſchen Stellen darüber verſtändigen, daß die Wahlrechtsfrage in
Verſammlungen behandelt werden darf. Die übergroße Aengſthſchkeit

der e 7 n uächſte ung: itwoch 1 Uhr. Entſchädigung ſür Reichsfaabgeordnete, Wellerberaiung) vung ſar geidriog
Schluß 634 Uhr.

Eine Kriegsprämie für wirtſchaft
liches Durchhalten.

Wie ſind die hohen Preſſe für Ferkel und eine zu er
klären? Auf die Frage gibt die Allgemeine Viehhandels eitung einee bezeichnende Antwort. Nach einem kleinen Eelenhtes auf den

erbraucher, „der anſtandslos den wanzigfachen Friedenapreis für ein
Induſtrieerzeugnis, ſo z. B. für Sirup, bezahlt, wird erklärt, daß die

ihn r den Mi an Wert e ten Grund der
r ng, Pflege, Fütterung uſw. chließen, ferner eine

Kriegsprämle für liches D len? Ohne Ausſicht auf
t

u

dieſe Kriegsprämie, die dase e bzw.

e der Rückganger S ezucht in noch viel größerem Maßſtabe erfolgt. DiePreiſe für Ferkel ſind e ne in jeder Bei v
Dir en kriegswirtſchaftlichese SchweiRettung des Vaterlandes erblicte v ad Kertebnojs do

Daß gegen dieſe ſelbſtverſchafften Prämlen alle Frühdruſch, Kar
to und audre Anxeizprämien ein ir dem folgenden n enin da e S
Provinz Hannover) warf eine Sau dee e
1650 M. ein. Daß die Gewinne handels an dieſen r z
entſprechend groß waren, darf man, warmtreten der enden fur bie Zuhtee geß e
nebmen. Wenn man übrigens nicht nur Anreizprämien, ſondern auch
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ehe mien einführen
n e Zug Treiben verhäl eichgültigi ergegenüberſtehen, denn für ſie iſt weineſteiſch ja ſchon r unbe
kannter Genuß geworden. Aber für die kleinbäuerliche und Arbeiter
bevölkerung auf dem Lande, ſoweit ſie nicht ſelber als in Be
tracht kommt, ſind diefe Zuſtände unerträglich. Die rungen der
Viehhandelszeitung Wo den Verbrauchern und auch den amili
Stellen, auf welche Wege uns der ſreie Handel und die Roeſicke
Anträge bringen werden.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
150. Sitzung, Dienstag, den 4. Juni 1918, 2 Uhr.

Am Miniſtertiſch. von ElſenhardiRothe.
Präſident Graf Schwerin Löwitz eröffnet die Firo um 234 Uhr

und widmet dem verſtorbenen Reichstagspräſidenten Dr. Kaempf einen

Noch 7 r 7 anhört.er Abg. Dr. Brüning (Konſ.) hat infolge Ernemnun olizeipräſidenten im beſetzten Gebiet ſein Mandat hiedergelegt n eng

Auf der Tagesordnung ſteht der Haushalt der
Geſtülverwalkung.

In den Anträgen des Ausſchuſſes wird verlangt, daß bei der De
mobilmachung alle zur Zucht geeigneten ſchweren Arbeitspferde durch
die Landwirt'chaftskammern den zü Landwirten zu mäßigen
Preifen zugeführt werden, die Pferdezucht überhaupt durch eine Reihe
von Maßnahmen gefördert wird.

Abe We w. 7 esg. Dr. onſ.): e preußiſche Pferdezucht iſt ausſchlag
ebend für die Verſorgung der Armee mit Pferden. Auch die vom
riegsminiſterium getroffenen Maßnahmen über die Pferdezucht müſſen

im Landtag vertreten werden, denn die Landwirtſchaft leidet gegenwärtig
ſehr unter dem Mangel an Pferden. Die Pferdezucht muß nach einem
beſtimmten Syſtem erfolgen. Redner beſpricht ſchließlich die Lage der
Geſtütswärter.

Abgs Graf Henckel-Donnersmarck (Zentr.) bezeichnet die Pferde
aushebungen als eine drückende Vermögensabgabe.

Abg. Schmiljan (Vp.): Die Aushebungspreiſe ſtehen in gar keinem
Verhältnis zum Wert der Pferde. Bei der Demobilmachung darf nicht
der Preisſteigerung durch Verfteigerungen freier Lauf gelaſſen werden,
die Pferde müſſen in die Gebiete zurückgeführt werden, aus denen ſie ent
nommen ſind. Der preußiſche Kriegsminiſter muß mehr Entgegen
kommen zeigen. Der Redner tritt nachdrücklich für Beſſerſtellung der
Geſtütswärter ein, deren Vereinigungsrecht gegen Eingriffe und Be
ſchimpfungen der Geſtütsdirektoren geſchützt werden (Beifall.)

Landwirtſchaſtsminiſter von Ei -Rothe: Die Heeresverwal-
tung beſteht darauf, daß die Kaltblüter nur zu geſteigerten Preiſen her-
gegeben wer (Hört, hört)l) Der Kriegsminiſter erſcheint grund
ſätzlich nicht im Landtage. Verletzende Aeußerungen der Geſtütsdirek
toren bedauere ich, ſie ſind auf die ſtraffe Diſziplin zurückzuführen. Die
Wärterorganiſation muß überwacht werden. Der Miniſter gibt Aus
kunft über die Lohnzulagen und Kriegsbeihilfen.

Abg. Prors (Zentr.) wünſcht Förderung der Kaltblüterzucht im
Rheinland, da Belgien für die nächſten Jahre als Lieferungsland aus
fallen werde.

Abg. Dr. v. Woyna: (Freikonſ.)) Da wir aus England kein Voll
blut mehr bekommen werden, müſſen wir aus den beſetzten Gebieten
das beſte Material herausziehen. Die hier vorgebrachten Klagen ſind
weniger gegen die Geſtütsverwaltung als gegen die Heeresverwaltung
gerichtet.

Oberlandſtallmeiſter v. Oeklingen: Die vorgetragenen Wünſche
werde ich gern erfüllen, aber die Schwierigkeiten wachſen immer noch.
Trotzdem ſtehen unſere Beſtände erheblich beſſer da als die franzö
ſiſchen. Die Kaltblutzucht iſt im allgemeinen weit größeren Geſahren
ausgeſetzt als die Warmblutzucht. Was die Remontepreiſe ſo
werden wir hoffentlich zu einem Durchſchnittspreis von 1000 Mark
kommen.

Abg. Mattſen (Natl.) wünſcht, daß der Landwirtſchaftsminiſter auf
den Kriegsminiſter einwirke, damit nicht die Händler, ſondern die Züchter
die beſten Stuten aus den beſetzten Gebieten erhalten.

Weiterberatung Mittwoch 12 Uhr. Schluß nach 6 Uhr.

Ppolitiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Der Arbeitsplan des VReichstages.
Berlin, 4. Juni.

Der Aelteſtenrat des Reichstages hielt am Dienstag vor der
Vollſitzung eine Beſprechung ab. Zur Frage der Wahl eines
Präſidenten wurde noch nicht Stellung genommen. Das ſoll in
einer beſonderen Sitzung des Aelteſtenrates geſchehen, die am
Mittwoch oder Donnerstag einberufen werden wird, weil erſt
dann alle Fraktionen Gelegenheit geht haben über dieſe An-
gelegenheit Beſchluß zu faſen Die Präſidentenwahl ſelbſt ſoll
äuf die Tagesordnung der Donnerstagsſitzung geſetzt werden.

Sodann wurde der Arbeitsplan für die nächſte Zeit erörtert.
An die Erörterungen über den Belagerungszuſtand und die r pr
wird ſich eine beſondere Ausſprache über die bares s
Schutzhaftgeſetzes anſchließen. Den Reſt der he wird vie
weite Leſung des Haushalts des Reichsamts des Jnnern ausfüllen Wan rechnet bei dem diesmaligen Tagesabſchnitt mit

einer Dauer bis etwa Mitte Juli.

Der Bundesrat hat den Friedensvertrag zwiſchen
„Deutſchland, Oeſterreich-Ungarn, Bulgarien und der Türkei einer
ſeits und Rumänien anderſeits angenommen.

Der Reichsanzeiger veröffentlicht eine Bekanntmachung des
Reichskanzlers über den Annahmewert der Stücke und Schuld
buchforderungen der 8. Kriegsanleihe des Deutſchen Reiches ſowie
der Zwiſchenſcheine für ſolche Kriegsanleiheſtücke bei der Ent
richtung der Kriegsſteuer.

Die dreußiſche Wahlreform.
Wie das Berliner Tageblatt aus parlamentariſchen Kreiſen

erfährt, tritt Mittwoch der Aelteſtenausſchuß des
preußiſchen Abgeordnetenhauſes zuſammen, um den Tag dervierten Leſung für das Wahlrecht feſtzuſetzen. Die Ausſichten auf
eine Verſtändigung über das gleiche Wahlrecht ſind nach wie

vor gering.

Hänemark.
Kopenhagen, 4. Juni. Nach zweitägiſcher Adreßdebatte nahmder Foltething heute mit 70 Stimmen der Rerleen und

liſten gegen 62 Stimmen der Linken und Konſervativen ein Ver-
trauensvolum für das Miniſterium Zahle an.

Amerika.
(Reuter.) Zwiſchen einer Schiſfahrts

kommi Dänemark und dem Kriegshaundelsamthaben R Sandidngen über ein S a m 727
wiſchen Dänemarkund den Vereinigten aaten
egonnen.

Genf, 4. Juni. (Havas.) Der Präſident der Republik Panamaiſt vöriln geſtorben.

Waſhington, 2. Juni.

Aſien.

Aer daruf r en de
Deutſcher Heeresbericht vom 4. Juni.

wib. Großes Hauptquartier 4. Juni. (Amilich)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruhde Kronprinz Rupprecht

Artileriekämpfe wechſelnder Stärke. Rege Erkundungktätig
keit des Feindes und ſtärkere Vorſtöße an verſchiedenen Stellen der
Front. Südweſtlich von Merris hat ſich der Feind in kleine
ren Grabenſtücken feſtgeſetzt.

Heeresgruppe Deutſcher Kronpring.
Nördlich der Aisne entriſſen wir dem Feinde in hartem

Kampf einige Gräben. Der zähe Widerſtand des auf den
Höhen weſtlich und ſüdweſtlich von Soiſſons ſich anklammernden
Feindes wurde geſtern gebrochen. Die Höhen von Vanxbuin
und weſtlich von Chaudun wurben genommen. Nach Erſtür
mung von Pernant und Miſſygeanxe Bois warfen wir den
Feind auf die Linie Le Soullier Donmiers zurück. Meh
rere Batterien wurden erobert, einige tauſend Gefangene gemacht.

Franzöſiſche Gegenangriffe beiderſeits des Ounreg Fluſſes
ſcheiterten unter ſchweren Verluſten. Rordweſtlich von Chatea u
Thierry haben wir im Kampf die Bahn Buſſiares
BVonreſches überſchritten und feindliche Gegenangriffe abge
wieſen.

An der Marne, zwiſchen Marne und Reims iſt die Lage unver
ändert

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Luden d orff.

Aus der Provinz.
Wucher auf allen Gebieten.

Waren ſchon im vorigen Jahre die Weinpreiſe ungeheuer
emporgeklettert, ſo ſind ſie in dieſem Jahre ganz ohne Maß und
Ziel. Der Preiswucher fängt zunächſt bei den Verſteigerungen an,
worüber jetzt zahlreiche Mitteilungen durch die Preſſe laufen. Ein
einziger Auktionstag in Berncaeſt an der Moſel brachte 085 5340
Mark, im Durchſchnitt 11 908 M. für das Fuder. Das billigſte
Fuder ein Fuder ſind 824 Liter kam noch über 7500 M.
Genau ſolche wahnwitzige Preiſe erzielen die Rheinweine. Ber
einer Weinverſteigerung in Deidesheim wurden für 27 000 Liter
1017er Weißweine 432 240 M. gelöſt. Das ſind durchſchnittlich
16 M, für das Liter. Für eine villigere Sorte wurden 10 000 M.
pro 1000 Liter gezahlt, für die teuerfte (Pechſtein Rießling-Ausleſe)
28 100 M. Für Pfälzerwein wurden auf einer Aktion 61 500 M.
für taufend Liter erzielt, alſo 61.50 M. für das Liter.

Wie man ſieht, können die Produzenten, ohne daß ſich das
Reichswucheramt einmiſcht, weiter ungemeſſene Preiſe nehmen von
geſtaffelten Höchſtpreiſen, von denen im vorigen Jahr viel die Rede
war, hört man nichts mehr. Nach dem Erzeuger wollen aber auch
noch die verſchiedenen Händlergruppen und die Wirte kräftig ver
dienen.

e eSie können es nicht laſſen.
Zu denjenigen Perfonen, an denen ſich der Volksbote von Zeit

u Zeit einmal reiben muß. bin nun auch ich gekommen. Nach demLeſer der Nr. 125 des Volksboten vom 30. Mai war ich noch r
optimiſtiſch, zu glauben, daß nunmehr der Volksbote ſeine perſönliche
gehäſſige Kampfesweiſe einſtellen würde, denn in dieſer Nummer
war nichts von Parteigezänk und perſönlicher Verunglimpfung zu
finden. Die Nr. 127 ſollle mich aber eines Beſſeren belehren. Ob
wohl der Leitartikel eine „Mahnung“ gegen die perſönliche Ver
unglimpfung brachte, wurde auf einer anderen Seite das direkte
Gegenteil getan. Wie immer gelten eben ſolche Mahnungen nur
für die Leſer und nicht für die Redaktion ſamt ihren Herren Be
richterſtattern.

Es iſt der Kartellbericht, der ſich wieder einmal mit meiner
Perſon befaßt. Ein Telephongeſpräch ſoll ich dazu benutzt haben,
Herrn Oelßner bei den Kriegsbeſchädigten zu verdächtigen Da
meine Kampfesweiſe ſattſam bekannt ſei, genüge es, diefen neuen
Streich niedriger zu hängen. Diesmal wäre es aber nur ein Streich,
keine „Denunziation“. Worin beſteht nun dieſer Streich?

Als die Kriegsbeſchädigten in Weißenfels eine Orisgruppe des
Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten und ehemaligen Kriegsteil-
nehmer gründeten, erſchienen die Herren Oelßner und Chlebowitz
in der Gründungsverſammlung, redeten ſolange, bis die Polizei
ſtunde eingetreten war, und warnkten bor der Gründung einer
Kriegsbeſckädigtenorganiſation. Als nunmehr der Eſſener Verband
der Kriegsbeſchädigten, der von Unternehmern nachweislich finan-
ziell unterſtützt wird, eine öffentliche Verſammlung ankündigte,
machte ich Herrn Oelßner ielephoniſch auf die Verſammlung auf
merkſfam, da es ja bei der vielſeitigen Beſchäftigung des Herrn
Oelßner möglich war, daß er die Verſammlungsankündigung über
ſehen konnte und nicht auch dorthin kommen würde. Wer in derVerſammlung der gelben Kriegsbeſchädigtenorganiſakion nicht er

ſchien, das waren die Herren Chlebowitz und Oeßner. Die Ab
weſenheit dieſer Herren machte natürlich nach dem Vorherge
gangenen alle Kriegsbeſchädigten erſtaunen. Und nun habe v
wiederholtes BVefragen den Kriegsbeſchädigten mitgeteilt, daß ichHerrn Oeßner von der unterrichtet habe wobei ich
binzufügte: Da die Vertreter der Unabhängigen abweſend ſind,
ſcheint ihnen nur unſere Organiſation und nicht die gelbe im Wege
zu ſein. So ſieht der neue Streich aus, den ich Herrn Oelßner
geſpielt habe.

Zu der anderen Sache, daß die Kriegsbeſchädigten nicht die
Sprechſtunde des Arbeiterſekretariats aufgeſucht und benutzt haben,
iſt es noiwendig, nunmehr das zu ſagen, was man ſonſt gern ver
meidet. Faſt in jeder Verſammlung der Kriegsbeſchädigten habe ich
auf die Sprechſtunde im Arbeiterſekretariat hingewieſen; aber
wiederholt erklärten mir ſo r Was uns Oelßner ſagen
kann, wiſſen wir ſelbſt. perſön habe die Kenntniſſe des
Herrn Oelßner noch nicht nachprüfen können; doch dieſe Leute

t werden, da Kri igt en Rate. er ner wo ihre Jntereſſen vertreten n wo vloße

Das KHartell hat nun die Sprechſtunde des Donnertiags don6 bis 7 Uhr wieder ben. Aber es wird e

an u ch Nun ſind aber die h tder z daß lein Menſch, auch die Kriegsbeſchädigten nicht,

von Grundſätzen allein leben Hnnen. Die Ludendorffſpende iſt nun
einmal da; ſich aber trohzdem, weil dieſe und jene zum großen Teilanerkannten berechtigten r n der Kriegs a e
nicht erfüllt ſind, ſchmollend zur Seite zu ſtellen, daß iſt ein Fehler,
der niemals wieder gut gemacht werden kann. Wer ſich dieſen Tat
ſachen verſchließt, dem ſind eben die Intereſſen der Kriegsbeſchädig
ten gleichgültig.

hin, daß mir wieder einmal mit derSelbſt auf die C
r von meinem Poſten gedroht wird ich erinnere nur anden e Helßners in der vorlehien Kartellſizung „das
nächſte Mal wird nicht der Mund geſpitzt, ſondern gepfiffen“, und
an den Antrag in der letzien Kartellſizung auf Ueberwachung dex

ſamt meiner Tätigkeit als Rechnungsführer der
Vollsfürſorge werde ich auch weiterhin den Grundſatz vertreten
Tue recht und ſcheue niemand.w ſene Richard Viet (Weißenfels).

Merſeburg. Herabſeßnung der Broiraiion um ein
lalbes Pfund. Wie amtlich mitgeteilt wird, ſt es gelungen, im
Kreiſe Rerſeburg die Brotration an die Verſorgungsberechtigten
nicht auf 8, ſondern auf 33 Pfund feſtzuſetzen. Die Herabſetzung
tritt am 16. Juni in Kraft.

Ausgabe von Lebens miiteln. Für die Zeit vom
10. Juni bis 16. Juni werden auſ den Kopf der Bevölkerung zuge
teilt: 50 Gramm Nudeln zum Preiſe vun 8 Pſ. auf BezugsſcheinNr. 30; 500 Gramm Marmelade zum Preiſe von Pf. anf Be

Nr. 31; an Haushalte bis zu 4 Köpfen 1 Pfund Gerſten
ffee zum Preiſe von 56 Pf., von 5 und mehr Köpfen

2 Pfund Gerſtenkaffee zum Preiſe von 1.12 M. auf Bezuggsſchein
Nr. 832. Der Verkauf erfolgt von Donnerstog, 13. Juni bis Sonn
abend, 15. Juni.

Raumbuneg. Jn einer außerorbentlichen Stadke
verordnetenſitzung gab ein dringlicher Antrag des Stadtv.
Bartholomäi Anlaß zu einer Ausſprache über die Nahrungsmittel
verſorgung unſerer Stadt. Nachdem namens des Magiſtrats Ober
bürgermerſter Dietrich und die Stadträte Volk und Vecker ausführ
liche und fehr bemerkenswerte Aufklärungen über die Nahrungs
mittelverforgung gegeben hatten, drückte die Verſommlung in eigen
einſtimmig gefaßten Beſchluſſe dem Magiſtrat für ſeine Tätigkeit.
Dank, Anerkennung und Vertrauen aus und wies die von ver
ſchiedenen Einwohnern gegen den Magiſtrat gerichteten Angriffe und
Verleumdungen entrüſtet zurück.

Heitz. Nur 335 Pfund Brot. Wie der Magiſtrat bekannt
gibt, werden vom 16. Junz an bis zum Ende des Erntejahref
1917/18 wöchentlich nicht mehr 4, ſondern nur 334 Pfund Brot auf
die Perſon ausgegeben. Als Erſatz wird die bisherige Zuckermenge
verdoppelt; außerdem wird die Verteilung der ſog. Nährmitiel ver
größert werden, auch werden einige e verſchiedener
Lebensmittel erfolgen. Die bisher gewährten Broizulagen für
Schwer und Schwerſit Arbeiter bleiben in aller Höhe Die
Brotmarken über je 1 Pfund Brot werden künftig wahlweiſe auf
340 Gpamm Mehl lauten, ihre Zahl wird auf 3 exmäßigt, außerdem
ward eine neue über 250 Gramm Brot oder 170 Gramm Mehl aus
gegeben. Die Bäcker und Mehlverkäufert dürfen nur die auf den
neuen Marken genannten Mengen Brot oder Mehl ausgeben. t

Verteilungbon Einmachezucker und Brotan
ſt r ich. Wie im Vorjahre, ſo wird auch diesmal folchen Perſonen
die guf Brotaufſtrich für längere Zeit vergichten, eine entſprechende

z erm im ganzen nur die reichliche Hälfte der vorjährigen
rotaufſtrichkarten werden am 8. Juni verieilt. Der

wer exfolgt vom 10. bis 16. i. vormiti

8 bis 1 7 F oMontag, den 10. Juni die Karien 7 5000,
Dienstag, den 11. Juni die Karten 5 001-10 000.
Mittwoch. den 12. Juni die Karten 10 001--15 000,
Donnersvag, den 13. Juni die Karten 15 001-—20 000,
Freitag, den 14. Juni die Karten 20 001-26 000,

t

Wieviel Zucker auf die einzelne Karte entfällt, wird nach doll
endetem Umtauſch bekanntgegeben; die Menge richtet ſich nach der
z der getauſchten Karien. Auf den zurückgegebenen Brotaufſtrich

rten muß genau Name und Wohnung ſteben.

Wittenberg. Erhöhung der GElbefrachten. Die durdie anhaltende Trocenheit eingetretene Verſchlechterung des er

ſtandes und die dadurch bedingte Herabminderung der Ladefährg
keit der Fahrzeuge veranlaßte die in der Ebvbeſchiffahrts Vereinigung
t Unternehmungen, eine Erhöhung der Elbe
rachien mit Gültigkeit vom 31. Mat vorzunehmen, und zwar auf

75 Pf. für 100 Kilogramm bis Baſis Mogdeburg und 115 Pf. bis
Baſis Rieſa.

m Feſtgenomm en. Unter dem dringenden Verdacht,Mitarbeiterinnen und Saſſe wen recht v
tende Mengen Kleidungsſtücke geſtohlen zu haben, wurde dic Ar
beiterin Frieda Daumer von der Polizei feſtgenommen.

Aus aller Welt.
Tödlicher Abſturz eines Fliegers. Jenga, 4. Juni. Der

außerordeniliche Profeſſor der angewandten Phyſik an der Univer-
fität Jena Dr.-Jng. Karl Voll mer iſt als Fliegerleutnant auf
dem Flugplatz Warnemünde tödlich abgeſtürzt.

Exploſion. Paris, 4. Juni. (Havas.) Am Montag nach
mittag ereignete fich in einem Unternehmen für die Landesver
teidigung in Beauſens eine ſchwere Sxploſfion, die be
deutenden Sochſchaden anrichtete. Einige Perſonen wurden ge
tötet und einige verletzt.

Städtiſcher VNahrungsmittelverkauf.
Graupen. Von Donnerstag an auf Marke 188 des Warenbezugs

ſcheines 16 für jede Perſon Pfd.
Kondenſierte Milch. Donnerstag vormittag von 8--12 Uhr

Nr. 1--4500, nachmittags von 2--6 Uhr Nr. 4500 9000 der
ü wiſſen, was mit Oe los ſt könnt kau Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Einzelpexſonenen B. e eine ne v r ben erhalten eine ſteriliſterte Vollmilch zum Preiſe von

ſeiner früheren Kameradſchaftlichkeit als daß man thr r h bis 3 e eine Doſe 75

l kann. Preiſe 4uri mehr als 5 Perſonen zwei Doſen kon germilch.
Kaſſer erſt tet Donnerstag vormittags von 8--12 Uhr

i 4500, ittags von 2 Nr. 45019000 dern en h Jede Ferſen
Pfund

Phraſendreſcherei geübt, oder dort, wo praktiſche M an den
beſtehenden Ei ungen gelerſtet wird. Ah

ielt ja auch der hi t ver eJüngft hielt ja D hieſige Hauptausſchuß
ſchädigten ab, in der u. a. die Luder
h wurde. in einer Anzahlartelle ihre Mitarbeit der

I

j. Wie Reuter aus Teheran erfährt, iſt dasv an l. Mat len
di n n Ludendorffpende higunſten r Kriegsbeſchädigten zuſagten, lehnte

h
n and aus die Mitarbeit

Mager oder Buttermilch.de des Milchhändlern Mittwoch von mittags 12 Uhr anGroße Br c JHänſche,

rade 18 auf de eneKinder er r Jvon 12 ſind die neuenmittel Rr. 45

Menge Einmachezucker zugeteilt, jedoch beträgt die en

Sonnchbend, den 15. Junt die Karten 25 001-—30 000. d
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nleichen oder mündlich erfolgen.

Zuwiderhandlungen werden,

en

Die Slektrotechnik im Kriege und
in der Zukunft.

Auf einer Feſtſigung des Verbandes Deutſcher Elektro-

n v e Velee e ehe inier ſien ehens hielt der preum r. s eine An ehe 3 er wie
noch nie zuvor ſei die Elektrigität zu einem Mittel der Kriegfü gede u der Luft, im Unterſtand, auf den Wagen unter dem
Meeresſpiegel bringt ſie den Kämpfern Licht, Bewegung und
Und in der Heimat ſind die Anforderungen, die ihr für die der
Kriegsinduſtrie aufe werden, ins Ungeheure gewachſen. alles
während die Materiallen, auf die ſie angewieſen ſchien, kna undtnapper wurden. Hier hat der Verband bei der Etſpärnis her od.

t und der Verwertung der Erſatzſtoffe, bei der Anpaſſung des Be
iriebes an die veränderten Materialien, dei der Regelung des Ver
brauches elektriſcher Arbeit hat er den für die Kriegswirtſchaft verant
worilichen Behörden wertvollſte Hilfe geleiſtet.

Und über die Elektrotechnik in der Zukunft führte der Miniſter aus:
Neue Aufgaben wird die Zeit nach dem Kriege wie der Volkswirtſcha
üderhaupi, ſo auch der Elektrotechnik ſtellen. Es wird nötig ſein, die
Wirtſchaftlichkeit aufs äußerſte zu ſteigern, die menſchliche Arbeit in Jn
duſtrie und Landwirtſchaft durch mechaniſche Leiſtung noch Mögl
zu erſetzen, dabei unſere Boden insbeſondere unſere Kohlenlager
tunlichſt zu ſchonen. Hier ſteht der elektrotechniſchen Induſtrie ein weites
Betätigungsfeld Wie jetzt der Fernſprecher in die entlegenſten
Ortſchaften ſeine Nachrichten trägt, ſo e künftig das elektriſche a
der eleklriſch belriebene Molor ſeinen e Beiriedsſt
und in das kleinſte Dorf finden. Das erfordert Anlagen für die Er
zeugung und Fortleitung von hochgeſpanntem Strom, wie ſie die Privat
wirtſchaft allein nicht ſchaffen kann, wenn anders wirklich das ganze
Land und nicht bloß die dicht bevölkerten und induſtriereichen Gegenden
davon Vorteil haben ſollen. Dazu bedarf es der Beihilfe des Slaates.
In Preußen harrt dieſe Aufgabe noch ihrer Löſung. Die Staats
regierung iſt aber gewillt, an ihr tatkräftig mitzuwirken. Jn Anbetracht
der bedeutenden und erfolgreichen Unternehmungen privatwirtſchaſtlicher
und kommunaler Art, die ſchon beſtehen, und mit Rückſicht auf die hohen
ſinanziellen Anforderungen, die an den Staat nach dem Kriege e
mein herantreten werden, beabſichtigt die preußiſche Regierung nicht,
die privatwirtſchaftlichen und kommunalen Betriebe von der Erzeugung
oder Verteilung des elektriſchen Stromes auszuſchalten oder ihren Aus
vau zu beſchränken. Sie will nur von Fall zu Fall mit beſonderen
ſtaatlichen Anlagen oder mit ſtaatlicher Beteiligung an gemeinwirt-
ſchaftlichen Unternehmungen da helfend eintreten, wo dies, ſei es wegen
der Art der dem Staate zu Gebote ſtehenden Kraftquellen, ſei es zur
Verſorgung wirtſchaftlich ſchwächerer Landesteile zweckmäßig oder ge

Bundesſtaaten die ea hſteuerpolitiſchen Gründen.

Ans der Partei
Richtige Taktik r

Unter dieſer Ueberſchrift ſchreibt der Vorwäris vom 1. Juni:
n Bielefeld ſoll zur Vekämpfung der Wohnungénot eine
emeinnützige Baugeſellſchaft mit einem Kapital von 500 000
atk ins Leben gerufen werden. Die Vertreter der Bielefelder Ar

beiterorganiſationen (Partei, Gewerkſchaft, Genoſſenſchaft) haben
ihre anfänglich in Ausſicht geſtellte Mitarbeit an dieſer Genoſſen
ſchaft wieder zurückgezogen und dieſen Schritt mit der Ablehnung
des gleichen Wahlrechts in Preußen begründet, die ein vertrauens-
volles Zuſammengarkeiten zwiſchen Arbeitern und bürgerlichen
Kreiſen unmöglich mache, zumal in BVielefeld, wo die Richtung
Lohmann in der Jnduſtrie tonangebend ſei.

Ebenſo haben es die Gewerkſchaften in Bielefeld abgelehnt,
dem Orisausſchuß der Ludendorffſpende für Kriegs-
beſchädigte beizutreten, weil ſie hierin eine Ovation für den
Erſten Generalquartiermeiſter ſehen, der in den r der Arbeiter
als ein Vertreter der Richiung gilt, die ſich in der Außenpolitik im
Sinne eines Gewaltfriedens und im Innern im Sinne der Hinaus
zögerung frerheitlicher Reformen betätigt.

Wir können die Stimmung, aus der dieſe Beſchlüſſe entſtanden
find, ſehr wohl würdigen und verſtehen. Dennoch glauben wir, ent
a davor warnen zu müſſen, Wirtſchafts politik vom
Standpunkt politiſcher Demonſtration aus zu treiben.
Was das Baugenoſſenſchaftprojekt der Stadt Bielefeld anbelangt, ſo
kennen wir ſeine Einzelheiten nicht. Brachte es der Arbeiterklaſſe
keine wirtſchaftlichen terle, ſo war die Beteiligung natürlich ab
ulehnen. Aber die Ablehnung ift aus einem ganz außerhalb derSach liegenden politiſchen Motiv erfolgt, und die urſprünglich zu

gefagte Mitarbeit ſcheint darauf hinzudeuten, daß man auch in
Arbeiterkreiſen das Werk als ſolches für ſegensvoll oder wenigſtens
nutzbringend hielt.

Aehnlich liegt der Fall mit der Ludendorffſpende. Auch wir
hätten ſtatt dieſes Namens der Spende einen ſolchen vorgezogen, der
einfach der Sache entſpricht, ſo wie es bei der „Nationalſpende für
die Kriegshinterbliebenen“ der Fall iſt, ohne daß dieſer der weniger
demonſtrative Name geſchadet hätte. Aber ſchließlich ſteht doch der
Name des Jnſtituts in zweiter Linie, in erſter ſein ſach
licher Zweck. Und der geht dahin, den Kriegsbeſchädigten zu

en 8 m der organiſierten Kri
t 5 7 W &3 e rr den ensgeber pende, rn nun höchſtens alseine Obenon fur die Kriegsbeſchädigten en werden. Dieſen

aber wird kein n Arbeiter Dank und Hilfe e
wollen. Auch die Bielefelder Genoſſen ſollten deshalb die Sache
über den Namen ſetzen.

Gewertkſchaftliches.
Die Macht der Sewerkſchaften.

„Die freien Gewerkſchaften haben ſich während des Krieges
eine Machtſtellung erobert, die ſie im Frieden ſobald nicht eroberthalten beginnt der Leitartikel der neueſten Nummer des Arbeit-

gebers, des Organs der Vereinigung deutſcher Arbeitgeberverbände.Jm Hinblick auf die Forderung einer Ardeteloſenverſicherung nach

Friedensſchluß fordert das Unternehmerblatt von der Regierung,
die gewerkſchaftlichen Pläne endlich auf Grund einer geſunden
Realpolitik auf das richtige Maß zurückzuführen. Jedenfalls müßten
die deutſchen Arbeitgeberverbände ſich mit aller Kraft dagegen zur
Wehr ſehen, daß die Macht der Gewerkſchaften durch ſtaatliche Mäß-
nahmen weiter

Nach dem Kriege werden ſich die Gewerkſchaften auf ſchwere
Tängze mit dem Unternehmertum gefaßt machen müſſen!

GSoziales.
ErſatzFaſerſtoffe.

Die Textilarbeiter Zeitung gibt der Ueberzeugung Ausdrud,
c die T efergaffe nicht ſo W einzuſchätzen ſind, wie das
vielfach geſchieht. ie direkte Verſpinnung der Holzfaſer zu
Zellulongarn könne nach den bisher gemachten Erfahrungen als
ein durchaus vollwertiger Erſatz für Baumwolle, Jute, Hanf und
Leinen angeſehen werden und damit dem zeit eine unge
ahnte Bedeutung für die deutſche Volkswirtſchaft als Textilrohſtoff
verſchaffen. Auch die neuen Patente der Jngenieure Scherback und
Lutz ſeien von außerordentlichem Wert. Die danach hergeſtellten
Waren ſtünden in bezug auf Ausſehen, Griff, Wärmehaltung und
Waſchbarkeit normalen Textilerzeugniſſen in nichts nach. Die größ
ten Werke der Textilinduſtrie hätten Lizenzverträge über die Aus
nutzung der neuen Erfindung abgeſchloſſen. Gegenwärtig ſeien die
Anlagen freilich noch im Entſtehen begriffen und Maſchinen und
Baumaterial ſchwer zu beſchaffen. Aber für die Zukunft der deut
ſchen Textilinduſtrie ſeien dieſe Erfindungen und Verſuche von un
abſehbarer Tragweite.

o

Amtliche Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

In Ergänzung der Verordnung vom 24. 4. 1918 beſtimme ich auf
Frund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in Verbindung mit S 9b
des Geſetzes über den Belagerungszuſtand und dem Geſetze vom 11. 12.
1915, betreffend die Abänderung des Geſetzes über den Belagerungszu
ſtand:

s 1.
Zur Verhütung einer mißbräuchlichen Benutzung der Eiſenbahn

güterwagen verbiete ich, daß den Militär und Eiſendahnbehörden be-
züglich der Bezeichnung des Abſenders, der Art, der Menge und des
Gewichts der Güter, des Empfängers und der Verwendung des Gutes
falſche Angaben gemacht werden. Es bleibt ſich gleich, ob die falſchen
Angaben ſchriftlich in Dringlichkeitsvordrucken, Frachtbriefen oder der

J 2.Jogrit die beſtehenden Geſetze keine

mit Gefängnis bis zu einem Jahre
ſo kann auf Haſt oderanſt. Sind mildernde U

r 3.Die Bekanntmachung iritt mit Beginn des 15. Juni 1918 in Kraft.

Magdeburg den 29. Mai 1918. [1242
Der ſtellvertr. Kommandierende General des IV. Armeekorps.

Sontag,
Generalleutnant.

Polizei-Verordnung.
Auf Grund der 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizeiver

waltung vom 11. März 1850 und der F8 143 und 144 des Geſetzes
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit
Zuſtimmung des Magiſtrats folgendes verordnet:

S 1.
Abweichend von den Vorſchriften in 37, 38 A II, 39, 45, 47

der BauPolizei- Verordnung für die Stadt Halle vom 9. Juni 1910
darf die Polizeiverwaltung zulaſſen, daß in Dachgeſchoſſen Räume, die
disher für den dauernden Aufenthalt von Menſchen verboten waren,

richtet werden, oder daß in ihnen Räume ſolcher Art vorüber
neu eingebaut werden. e darf die Fern abwei
von den x v in S 83 Ziffer 5, F 84 Z. 4, S 85 3. 4, 86 J. 4
J 87 Z. 4, S 88 3. 4, S 89 3. 4, 890 Z. 3, 8 91 Z. 4, S 92 3. Z,
g 93 Z. 3, 5 93a Z. 4 der genannten BauPolizei- Ordnung zulaſſen,
daß über das vorgeſehene Maß das Dachgeſchoß für Räume zum dau-
ernden Aufenthalt von Menſchen in Benutzung genommen, eingerichtet
oder ausgebaut wird.

S

Zur IJngebrauchnahme, zur Einrichtung oder zum Einbau von Räu
men zum dauernden Aufenthalt von Menſchen in Dachgeſchoſſen bedarf
es der ſchriftlichen Genehmigung e verwalkung

Mit dem Antrage auf Erteilung der Genehmigung 2) ſind den
Vorſchriften des S 5 der Bau-Polizei- Ordnung vom 9. Juni 1910 ent
ſ e Zeichnungen einzureichen. Dieſe müſſen insbeſondere die

e der fraglichen Räume, ihre Zugangsmöglichkeit, Größe und lichte
Höhe erkennen laſſen, ſowie Angaben der Art und Stärke der verwen-
deten oder zu verwendenden ar gie enthalten.

Die Zulaſſungsgenehmigung der Polizeiverwaltung wird befriſtel

längſtens e h r 5 r Wie fraglichen Räume, ſoweit ſie den
dann gültigen n det widerſprechen,
wieder zu räumen und er Behung zu ſtellen.

Soweit in den vorſtehenden Beſtimmungen nicht ausdrücklich Ab-
weichungen von den Vorſchriften der Bau-Polizei- Ordnung vom 9. P
1910 zugelaſſen ſind, bleiben die Vorſchriften dieſer Bau-PolizeiOrd-
nung nebſt den hierzu ergangenen Mpcztagen in Kraft.

Die tn der Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung wird
nach Maßgabe der Strafbeſtimmungen in S 98 der Bau-Polizei-Ord-
nung vom 9. Juni 1910 geahndet. Erfolgt die Räumung nicht inner
halb der nach S 4 feſtgeſetzten Friſt, haben Mieter und Vermieter neben
n Beſtrafung Zwangsmaßnahmen gemäß S 132 ff. L. V. G. zu ge

gen.

S T.
Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer amilichen Be

kanntmachung in Kraft.

Halle, den 31. Mai 1918. Die Pol rn ng.
v e.

Bekanntmachung.
Die am 1. Juli 1918 fälligen Zinſen der bei unf Stadthauptkaſſe hinterlegten Wertpapiere werden vom 21. Juni Wis an in der

Stadthauptkaſſe den Empfangsberechtigten bar ausgezahlt.
Als Ausweis iſt die Hinterlegungsquittung vorzulegen.

Halle, den 3. Juni 1918. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Diejenigen Miſchhändier und Etzenger, welche nach Befriedigung

aller Verforgungsberechligten noch Milch äbrig haben, haben dieſelbe un
verzüglich an uufere Milchfammelſtelle (MolkereiInſpeklor Morgen
fhaler) Lindenſtraße 52 abzuliefern.

Zuwiderhandlungen unlerliegen den in Abſatz V der Verordnung
vom 30. 1. 1918 bezeichneken Strafen und haben die Entziehung der
Erlaubnis zum Milchhandel zur Folge.

Halle, den 4. Juni 1918.

Bekanntmachung.
Auf Grund der Bundesraisverordnung vom 20. Mai 1915 und

der hierzu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen vom 23. Mai 1915
wird das Abmähen oder Verfüttern von grünem Roggen und Weizen,

vie auch von Miſchungen von Brotgeireide mit Gerſte unne können auf Antrag von hier zugelaſſen d erſagt
Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis zu 1500 M. beſtraft.

Halle, den 4. Juni 1918. Die Polizeioerwalkung.

Der Magſſtral.

m

Bekanntmachung.
Belr. Kohlenbeſlellung.

Sämtliche Händler und Kohlenbezugsvereinigungen werden arſge

fordert, die Beſtellungen für den Monat Juli
ſpäteſtens bis zum 12. d. Mes.

in einer Geſaämtaufſtellung einzureichen.
Halle, den 4. Juni 1918. Die Oriskehlenftelle.für ſolche Zwecke vorübergehend in Benutzung genommen oder einge

Aufruf.

Halbwaiſen, zur Erlernung eines ihren

geſellſchaft a. G. hier

verſehen ſind.

in unſerer Amtsſtelle, Kl. Steinſtraße 8, III.
Halle, den 31. Mai 1918.

1243)

Unter Bezugnahme auf den in dieſer Zeitung abgedruckten Artikel

„Kriegspatenſchaft“ richten wir an die Einwohner und Vereine unſerer
Stadt die Bitte, ein Jeder nach ſeinen Kräften durch Uebernahme von

Kriegspatenſchaften
den Kindern bedürftiger Kriegsteilnehmer, insbeſondere Voll und

igkeiten und Familien
verhältniſſen entſprechenden Verufes zu verhelfen. Es können einmalige

abgeſchloſſen werden, deren Werber mit einem Ausweis von uns

Auskunft über alle Ei elheiten, auch Meldungen zu Patenſtellen

Städeiſche RriegshinterbliebenenFürſoegr.

Konzert der vereinten Männerchöre:

Hallescher Lehrergesangverein, Hallesche Liedertafel, Hallesche
Männerliedertafel Sang und Klang, Vaterländische Männer-
gesangvereinigung Halle 1914 und des Stadttheater-Orchesters
unter Leitung des Herrn Konservatoriums- Direktors Bruno

Ktädl-Iheater2 24
U Na a ttekin l Donnerstag, den 6. Juni,

A. An ang 7,30 Uhr. Ende 16,30 Uhr

Die Stützen der
zum Geſellſchaft.

Schauſpiel von Jbſen.
Freitag: Die Förſterchriſtl.

Donnerstag, den 6 Juni,

nachmittags 4 Uhr:
oder regeimäßige Geldeinzahlungen bei uns auf geſperrte Sparbücher Heydrich.der ſtädtiſchen Spartaſſe e her e S tbei einer der mit uns in Arbeitsgemeinſchaft ſtehenden Geſeilſchaften

Mannheimer VerſicherungsAktinſions che r
u

singer Wagner2. Chöre mit Orchesterbegba) O Isis und Osiris a. ß
Zauberföto Mozartb) Die Himme] rühmen des Ewigen
Ehre 7 I7 e I 2 Beethoven

3. Ouvert. z. Op. Freischütz Weber

Schmeſers Rohe

n eta

i A Volkelieder. a eappella 7. Zwei viederiändieche Volſcelieder i vgern I mit h ha von 29 3 rt,en Marsch ins Feld Lewalter g. An der schönen blauen Donau, m

T Pause. Walzer Strauß Dauerkarten für dieHeute abend 5 Wittekind- KonzerteEintrittspreis: 1 Mark haben für dieDonnerstag Abend-
Eintrittskarten sind im Vorverkauf nur an der Abendkasse im Bad Witte- Konzerte im Zoo

Z Und zu erhalten und ferner im Vorverkauf dei den Hofmusiſcatenhand. Fültigkeit.
t langen Ileinrich“ Hothan und Reinhold Koch IlI240 Beiungüns hT t er e e e Anden die Konzerte im

Donnerstag, den 6. Juni, abends s Uhr

Vortragsfolge: a
Vorspiel a. d. Oper Die Meister- a) e des 3. Aktes)

a.

v) Ländliche
mus. a. d. Op. Carmen

Volkaliedera) Abend wird Wieder Adam
d) Am Brunnen vor dem Tore

e jagers Abschied Mendeiseohn

Konzert
vom 1[I1245

Stadttheater-Orchester.
Leitung: Kapellmeisterx Nönren

Abends 71 Vhr:
ltär- Aomert

von der Kapelle des
Landw.-Inf.-Regts. 36.

Leitung: Königl. Ober-
musikmeister Ermiich.

Eintrittspreise:

per Frieden Bruno

a cappella

Schubert-Rudorft

Saale statt.

bem s r Verpflichzungen abzunehmen,

700



Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 126. Halle, MRittwoch den 5. Juni Tors- 2. Jahrgang.

Um den Mittellandkanal.
Kundgebung in Halle Für die Südlinie.

Am Dienstag en fand im h NordinioAuditorium maximum der Univerſität zu
Halle eine Kundgebung des Magiſtrates
und der Handelskammer ſtatt, die ſich mit
dem bevorſtehenden Bau des Mittelland-
kanales von Hannover bis zur Elbe be
faßte und dabei zugunſten der Südlinie
ausſprach.

Der Mittellandkanal hat bekanntlich
ſchon vor Jghren als Projekt der preußi
ſchen Regierung beſtanden, iſt aber da
mals von der junkerlichen Mehrheit des
Abgeordnetenhauſes in der Hauptſache ab
gelehnt worden, ſo daß nur ein Kanalſtück
vom Weſten Deutſchlands bis Hannover
zuſtande kam. Während des Krieges hat
ſich dieſe egoiſtiſche Verranntheit ſchwer
gerächt. Die Regierung ſah ſich nämlich
infolge der Ueberlaſtung der Eiſenbahnen
genötigt, die Waſſerwege ganz bedeutend
mit heranzuziehen. Dafür fehlte aber
gerade in dem immer bedeutungsvoller
gewordenen MittelDeutſchland, das

4

n
e

während des Krieges einen gewaltigen
Aufſchwung beſonders in bezug auf die Kriegsinduſtrie genommen
hat, das Mittelſtück, das Oſt- und Mitteldeutſchland mit dem
Weſten hätte verbinden können und umgekehrt. Jnfolgedeſſen ſah

ch die Regierung veranlaßt, das Projekt des Baues eines
Mittellandkanalsvon neuem aufzunehmen und dazu bereits Pläne
ausarbeiten zu laſſen. Zweifellos dürfte nun auch der Kanal ge
baut werden, denn die Agrarier ſind jetzt wohl in ihren Bedenken
beſchwichtigt, die ausländiſche Getreideeinfuhr über einen ſolchen
Kanal könnte ihnen großen Schaden bringen; vor allem aber
ſprechen zu bedeutende ſtaatlich- militäriſche Notwendigkeiten da-
für, als daß es den Junkern auch weiterhin möglich wäre, ſich
auf ihr Portemonnaie-Jntereſſe zu verſteifen.

Nun aber dreht es ſich darum, welche Linie dieſer Kanal nehmen
ſoll. Die Regierung hatte ſeinerzeit die geradeſte Verbindung von
Hannover zur Elbe vorgefehen, alſo einen Kanal für bloßen Durch-
gangsverkehr, wie auf der vorliegenden Karte beutlich zu ſehen iſt.
Demgegenüber erhoben aber gewichtige Jnduſtriellenkreiſe, die ſelbſtver
ſtändlich dieſen Kanalbau nie aus dem Auge verloren hatten, die Forde
rung auf Berückſichtigung ihrer beſonderen Jntereſſen, was praktiſch
darauf hinauslief, die Kanallinie müſſe ſüdlicher verlaufen. So ent-
ſtand ein Kampf um die ſogenannte Nord und die ſogenannte Südlinie.
Für beide Linien liegen fertige Pläne vor, angefertigt von dem Jnge-
nieurbureau Haveſtadt und Contag in Berlin, und zwar auf Betreiben
aller intereſſierten Kreiſe. Inzwiſchen iſt aber noch ein drittes Projekt,
die ſogenannte Mittellinie aufgetarrht, das von dem Profeſſor Franzius
in Hannover ausgearbeitet worden iſt, von der Südlinie den Anfang,
von der Nordlinie das übrige Stück benutzt und den Zweck hat, alle
Intereſſenten zu vereinen. Davon wollen aber beſonders die Anhänger
der Südlinie nichts wiſſen, da dieſe Linie zu wenig ihre Intereſſen be-
rückſichtigt.

Praktiſch ſteht alſo die Frage ſo: Soll nur ein reiner Durchgangs-
verkehr geſchaffen werden, ſo daß zwiſchen Berlin und Weſtfalen
ſchnellſte Verbindung möglich iſt, oder ſoll das öſtliche Waſſerſtraßen-
Netz mit dem weſtlichen in der Art verbunden werden wenn auch
mit einem kleinen Umweg daß das mitteldeutſche Jnduſtrie- Gebiet
mit in das Waſſerſtraßennetz eingezogen wird?

Den bloßen Durchgangsverkehr repräſentiert die Nordlinie, die
von Hannover in ziemlich gerader Richtung nach Oſten in den
Plauer-Kanal verläuft. Den Durchgangeverkehr und die indu-
ſtrielle Aufſchließung verſucht die Mittellinie zu erreichen, und
zwar erſtens durch einen Bogen nach Braunſchweig, ſo daß Braun-
ſchweig nur einen ganz kurzen Stichkanal bekommt; und zweitens

Induſtrie-Gebiet ſicherlich für die Vorratswirtſchaft, die Deutſchland nach

dadurch, daß auch ein Verbindungskanal gedacht iſt, der bei Magde
burg abzweigend nach Bernburg an der Saale führt.
näherer Prüfung ergibt ſich, daß dieſer Kanal ſehr wenig Kau-
würdig iſt. Denn zunächſt wird der Staat nicht ſo viel Geld her
geben, daß faſt parallel zur Elbe und Saale auch noch dieſer teure
Kanal ausgeführt werden kann. Außerdem iſt er für den Betrieb
ſehr ungünſtig, denn die Schiffe müſſen erſt von Magdeburg an
ſtark bergauf fahren, um nachher wieder zur Saale hinunter zu
fteigen. Auch würden die Kanalbenutzungsgebühren, die doch
immerhin größer ſind als auf einem freien Fluß, die Schiffe ab-
halten, dieſe Strecke zu benutzen. Sollte die Wahl auf dieſe ſo
genannte Mittellinie fallen, dann wird es ſo kommen, daß zwar
der Mittellandkanal ausgeführt wird, daß aber die Verkindung
nach Bernburg zunächſt verſchoben und ſpäkter, weil es ſich um ein
nicht bauwürdiges Projekt handelt, niemals zur Ausführung kom-
men wird. Die Franziusſche Linie iſt weder eine reine Durch
ganygslinie, noch ſchafft ſie Eniwicklungsmöglichkeiten, infolgedeſſen
wird ſie verworfen.

Die ſüdliche Linie dagegen hat den großen Vorzug, daß ſie die
einfache, von der Natur gegebene Möglichkeit bietet, durch einen Kanal
von Oſchersleben über Staßfurt nach Bernburg dieſes reiche Induſtrie
gebiet mit anzuſchließen und damit auh das große Gebiet der Saale.

Sie durchzieht den größten Teil des Braunkohlengebietes, und das
HauptKaligebiet Deutſchlands; ebenſo ſteht hier die Zucker Produktion
in voller Entwicklung. Ferner fteht elektriſche Kraft in großem
Maße zur Verfügung, entweder direkt aus den Braunkohlenlagern oder
aus den Waſſern des Harzes. Aus dieſen Gründen wird dieſes jetzt
ſchon induſtriell höchſt wichtige Gebiet ſchon von vornherein den Kanal
mit Verkehr befruchten, anderſeits aber auch aus dem Kanal weitere
Vorteile ziehen. Es kommt hinzu, daß gerade dieſes zentral gelegene

dem Kriege ſowohl bezüglich der Lebensmittel wie auch bezüglich ande
rer Materialien führen müſſen wird, von beſonderer Bedeutung iſt.
Was ſchon jetzt an Kriegswirtſchaften in Mitteldeutſchland untergebracht
iſt, weiß jedermann. Zweifellos wird der ſüdliche Teil der Provinz
Sachſen immer mehr induftrialiſiert. Wenn aber neben der Eiſenbahn
auch noch vollwertige Waſſerverbindung vorhanden iſt, ſo wird die
Bedeutung Mitteldeuiſchlands erſt recht hervortreten.

Für die Stadt und den Bezirk Halle liegt nun die Sache folgen
dermaßen: Wird die Südlinie gebaut, ſo kann auch die an Staßfurt
vorbeigehende Verbindung nach Bernburg an der Saale nicht aus
bleiben. Die natürliche Folge iſt die weitere Kanaliſierung der Saale,

Handel und Wandel.
50] Von F. W. Hackländer.

n dem netten Gärtchen des Hauſes hatte man einiye
Erfriſchungen für mich hergerichtet und ich ließ mich be
haglich nieder bei der freundlichen alten Frau und meiner
Nichte, der kleinen Emma; ich mußte denſelben von Familien
mitgliedern erzählen, die ſie kannten und lange nicht geſehen
hatten. „Weißt du auch,“ ſagte die Profeſſorin zu mir, „daß
wir eigentlich alte Bekannte ſind? Nein, du erinnerſt dich
deſſen nicht mehr.“ „Doch,“ entgegnete ich erwartungsvoll,
„als ich in den Garten trat und Sie plötzlich vor mir ſah,
da fiel mir ein, daß wir uns ſchon irgendwo geſehen.“
„Jch weiß, wo es war,“ ſprach die kleine Emma, „in einer
großen ſchönen Kirche, es iſt noch gar nicht lange her, du warſt
krank, Vetter, und wir fanden dich am Boden liegen, ein alter
Mann hob dich auf und als wir dich nach Hauſe brachten, war
das Haus, wo du wohnteſt, gerad dasfelbe, wo wir hinwoll
ten.“ „Jch beſuchte meine Tante, deine alte Großmutter,“
ergänzte die Profeſſorin, „du wurdeſt aber darauf ſo be
deutend krank, daß du uns nicht wiedererkannteſt, als wir
Abſchied nahmen.“ Mir ging ein freundliches Licht auf. Ganz
richtig, es war meine kleine Kirchenbekanntſchaft! „Aber den
noch habe ich euch erkannt,“ ſagte ich raſch und ſetzte lächelnd
hinzu: „nur meinte ich in meinem Fieber, es ſei ein Heiligen-
bild aus der Kirche, das mit dem kleinen Englein ſich nach
meinem Beifnden zu erkundigen komme.“ Sie lachten herz
lich über diefe e e W mgrenbon an unſere erſte

egnung machte uns eller n.v Ausſicht von dem Garten auf die Stadt war recht
freundlich, frohe Hoffnung öffnete mir das Herz und nachdem
ich den beiden Damen mit aller Offenheit meine früheren
Schickſale mitgeteilt, worüber ſie ſehr lachten, namentlich über
den Doktor Burbus und deſſen Tr das e c
Rolle ijelt, wurden wir ganz gute Freunde, und Emme an demſelben Abend noch ſie habe mich für
einen recht vöſen Menſchen gehalten. „Aber jetzt denkſt du
anders von mir?“ fragte ich lachend. „Wir wollen fehen,
antwortete die kleine Perſon ſehr altklug, das hängt wie derS les don deiner tunfggen Autſnbrung es.

auch bei Brüdern ſämtliche Namen derſelben angeführt und
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ſo daß dieſe dieſelben Schiffe kragen kann, die der Miliellandkanal trägt
alſo Schifſe von 600 oder 1000 Tonnen, je nach dem Maß, das für de
Mittellandkanal beſtimmt wird, gegen Schiffe von höchſtens 400 Ton
nen gegenwärtig, noch dazu nur bei gutem Waſſerſtande. Die weitere
Folge wird ſein, daß auch Leipzig für den Anſchluß uach der Saai
gewonnen iſt. Leipzig ſtrebt bekanntlich ſchon ſeit langem einen Waſſer

anſchluß an, und früher oder ſpäter wird dieſer Gedanke fe:
es nun nach der Saale, der Mulde oder direkt nach der *2 Vit Han
iſt es aber von Vorteil, daß der Leipziger Schiffahrtoo ar d
Halle geh hauptſact

außerdem ergibt ſich ſo zwriſe e u e r
weitere Anſchlußmsglibindung. Zu dieſen Vorzügen kommt noch die

burg erſtreb
ſich um Waffe

keit nach der oberen Saale, denn Weißenfels und
ebenfalls den Wafferanſchluß, ja ſogar Erfurt bemü
verbindung mit der Saale, ſelbſt Bamberg hat einen ſolchen Antre
geſtellt.

Wird die Südlinie gebaut, ſo iſt für Halle die ſichere Ausſicht auf
vollwertigen Anſchluß gegeben. Kommt aber die Nordlinie zur Aus
führung, jo wird die Saale weiter ſtiefmütterlich behandelt, wird als
Nebenſtrecke nur für mittlere Schiffe eingerichtet und in mäßiger Ent-
wicklung bleiben. Das Streben für Stadt und Bezirk Halle muß
aber dahin gehen, vollwertigen Waſſeranſchluß zu erhalten. Halle
kann ſich nur für eine Mittellandkanal-Linie intereſſieren, die ihr die
Ausſicht bietet, dieſen Waſſeranſchluß zu erhalten. Solche gute Ausſicht
bietet nur die Südlinie.

9

Rach dieſen allgemeinen Darlegungen, die zum Verſtändnis dieſer
ganzen Frage unbedingt notwendig ſind, ſei morgen auf die Halleſche
Kundgebung ſelbſt mit ihren Spezialiſierungen eingegangen,

26.

Die Einführung ins neue Geſchäft.
Jn dem Reißmehlſchen Haufe hatte ich die unterſte Stufe

der edlen Kaufmannſchaft betreten und ſollte jetzt, wie mir
der Vetter am anderen Morgen beim Frühſtück fagte, etwas
höher hinauf, denn das Geſchäft, für welches ich beſtimmt
war, eine Modehandlung, hatte zugleich eine kleine Seiden
fabrik, und ſo konnte ich nebſt der Handhabung der Elle
auch die Geheimniſſe der Fobrikation erlernen. Dies letztere
tröſtete und berubigte mich einigermaßen, denn es verſprach
mir eine angenehme Abwechſlung und verminderte meine
Abneigung, die ich im allgemeinen vor dem Kaufmannsſtand
hatte. Aber ſo etwas erſchaffen und werden zu jrhen, wie
der ſchöne glänzende Stoff aus der unſcheinbaren Seide,
wie ihn die Raupe gibt, das ſagte meiner Eindildungs-
kraft ſchon mehr zu; auch muß ich ferner geſtehen, daß der
Gedanken, ein angehender Fabrikant zu ſein, mir ſehr
ſchmeichelhaft war.

„Dein neues Haus,“ ſagte mein Vetter, „iſt das ſehr
ehrenwerte Handlungsgeſchäft mit der Firma Stieglitz und
Kompanie. Was dieſe Kompanie anbetrifft fo haſt du mit
derſelben nichts zu tun und für dich exiſtiert nur Herr und
Madame Stieglitz: die Kompanie iſt dem Namen nur an
gohängt worden, weil in Amſterdam ein Geſchäft eriſtiert,
das mit Jndigo handelt und woran die hieſigen Stieglitz
einen gewiſſen Anteil haben. Für mich, der eine Sache
gern klar vor ſich ſieht und die unnützen, nichtsſagenden Be
zeichnungen haßt, ſind die komplizierten Kaufmannsfirmen
nicht gemacht, und du wirſt in hieſiger Stadt auf gar fonder
bare ſtoßen. Da ſind oftmals die Voreltern mit hinein
gezogen und es heißt zum Beiſpiel: „Jakob, Peter Holzens
Sohn“; oder die Lebenden betrachten ſich nur als Erben und
ſchreiben: „Kaſpar Friedrich Schnitz ſel. Erben“; oftmals ſind

man ſagt: „Heinrich Joſeph und Leopold Kreuzwegs Söhne
und Erben“. Was nun dein Haus anbelangt. ſo iſt der
Prinzipal desſelben, der Herr Stieglitz, ſonſt ein würdi
und braver Mann, doch nicht das Haupt das Geſchäftes, es
regiert vielmehr Madame Stieglitz das Ganze, und ihre

Gunſt zu erringen wirſt du hauptſächlich bemüht ſein müſſen
was keicht auf dem Wege Rechtens geſchehen kann. Denn
Madame Stieglitz iſt eine brave und achtbare Dame und,“
ſetzte er mit ſarkaſtiſchem Lächeln hinzu, „über die Maße
fromm und gottesfürchtig, ferner iſt im Hauſe und Geſchäf.
beſonders zu achten und zu bemerken der Buchhalter Herr

Solchermaßen infſtruiert nahm ich herzlichen Abſchied von
meiner Nichte, der kleinen Emma, und trat klopfenden Her
zens in Begleitung des Vetters meinen Weg in die neu
Kondition an. Das Stieglitzſche Hans war ein neues und
ſchönes Gebäude und der Laden im unteren Stvck zeigie
durch hohe helle Spiegelfenſter, wie ich nie ähnliche geſehen,
eig rübendo ndelnden die herrlichſten Stoffe und Gegen

nde.
Auf meinen äußeren Menſchen hatte ich heute morgen be

ſondere Sorgfalt verwendet; der Anzug war ſchwarz, mein
Haar glatt gekömmt und ſorgfältig geſcheitelt. Letzteres hatic
meine Nichte beſorgt und mir dabei zugeflüſtert, ich folle
der Am Stieglitz gegenüber recht beſcheiden und ſchüchtern
auftreten.

Der Vetter führte mich am Laden vorbei zu der Ein
gangstür des Hauſes und zog dort die Glocke. Bald wurd!
uns von einem kleinen Mann geöffnet, der, eine Brille auf
der Naſe, ziemlich verdrießlich nach unſerm Begehr fragi.
Dieſer Mann, eine verkümmerte, dürre Figur, etwas ſtorl
auf die Seite gebogen, welche Abhängigkeit er durch die in
die Seite geſtemmte linke Hand zu vergleichen ſuchte, hatte
einen braunen, bis auf die Füße gehenden Oberrock an,
eine weiße, etwas gelbe Halsbinde, und war der Herr
Stieglitz in eigener Perſon. Er öffnete ein Zimmer zit
ebener Erde und ließ uns eintreten, worauf mich ihm der
Vetter vorſtellte; ich wollte mich gerade mit ein paar paſſen
den Worten dem neuen Pringipal empfehlen, als er mich
mit heiſerer Stimme in derſelben mürriſchen Weiſe, mit der
er die Tür öffnete, unterbrach und mit den Worten: „Schon
gut, ich will meine Frau vufen!“ auf großen Pantoffeln,
die er läſſig an den Füßen trug, davonſchlürfte. Diefes im
freundliche Weſen meines Chefs hatte einen nnangenehinen
Eindruck auf mich gemacht.



Halle und Saalkreis.Halle, 5. Juni 1918

Der Geiſt des Wuchers.
Die wirtſchaftlichen Erfahrungen der Kriegsjahre machen all

naählich Leute nachdenklich, die ſich ſtets als Preisfechter der
tapitaliſtiſchen „Ordnung“ fühlten. Das Reſultat dieſes Nachdenkens
find Auffätde, in denen unbewußt über dieſe „Ordnung“ das Ver-
dammungsurteil gefällt wird.

So bringt die Kölniſche Zeitung in einer ihrer letzten Num
einen langen Artikel, dem wir die folgenden bezeichnenden
entnehmen:

„Was wir an Preiserhöhungen erlebt haben in den letzten zwei
Jahren, überſteigt derartig alles, was an ſachlicher Rechtfertigung
angeführt werden kann, daß man über die Geiſtesverfaſſung, die
weite Kreiſe damit ankünden, nur den Kopf ſchütteln kann. Der
Wucher hat längſt jedes Maß verloren, ſichauf Waren, die mit der verhinderten Einfuhr und den ge
wordenen Vorräten nichts zu tun haben, ergreift alle Gebiete und
hietei im ganzen das Bild eines rückſichtsloſen Wirt
t aftskrieges aller gegen alle Jch weiß wohl,

er in andern Ländern Europas nicht beſſer iſt. Aber ich denke,
wir find das Volk der Jdealiſten Das Volk, an deſſen
Weſen die Welt geneſen ſoll?

Und der Artikelſchreiber man muß dieſe Sätze feſthalten
fährt fori:

„Jm Herzen von leider allzu vielen unſerer a
ſich ein Satz mit unerſchütterlicher Gewißheit verdichtet:
jeden Fall muß die Lage ausgenützt werden.“ „Der andere
muß ja zu mir kommen!“ Das war die Mopval vieler ſchon vor
dem Kriege; man muß ſich nur klarmachen, was das heute be
deutet. Dieſe Moral ſie hing eng mit der allgemeinen Moral
unſerer Zeit zuſammen bat jetzt zur unausbleiblichen Folge
die Auswucherung ganzer Stände, insbeſondere der
unerbittlich fortſchreitenden Verarmung des Mittelſtandes. Ge-
vade hier iſt die Unkenninis der Zufammenhänge oft am größten.
Die Hausfrauen dieſer Kreiſe ſehen mit Staunen und Grauen, wie
die Preiſe für die notwendigſten Gebrauchsgegenſtände, man kann
fagen von W zu Woche, höher klettern. und wie der Tribut, den
man dem Wuchertum zahlen muß, immer höher wird.“

Man ſieht, dem liberalen Artikelſchreiber dämmert ſchon eine
Erkenntnis der „Zuſammenhänge“. Erleuchtet iſt er freilich noch
lange nicht, denn ſonſt würde er die kapitaliſtiſche Movral in Kriegs
zeiten nicht als eine erſt im Kriege aufgekeimte Pflanze kennzeichnen.
Was er ſieht und beklagt, iſt nichts andres als der entfeſſelte Kapi
alismus ſelber, der rückſichtslos ſeine Konjunktur ausnützt. Der
Verfaſſer vergißt auch, daß das Volk der Kriegsgewinner ſeinen
Anterl an dieſen Erſcheinungen hat; muntert dieſe Geſellſchaft doch
die Bauern zu immer höheren Preisforderungen auf! Der Stand
der Lebensmittelpreiſe iſt dann im allgemeinen für die Preiſe der
übrigen Bedarfsartikel maßgebend.

Es gibt nun einmal keinen andren Weg, um aus dieſem
Dilemma herauszukommen, als: Ablöſung des Kapitalismus durch
die ſogialiſtiſche Gemeinwirtſchaft, deren Ziel nicht Profit für den
eingelnen, ſondern Bedarfsdeckung für die Allgemeinkeit iſt.

Kriegspatenſchaft.
Die ſtädtiſche KriegshinterbliebenenFürf kurzem diV ſt u i le r e in erſter Linie

en tigen Kriegerwaiſen die väterliche oder auch mütterliche Für-
r als ein der Dankdarkeit gegen die auf i

nt

de einese ſein ſozialea e und ſie dazu beiträgt, tüchtige, geſunde und

f erziehen.Die Uebernahme der perſönlichen und finanziellen Fürſorge für dasKind durch den Kriegspaten wäre zweifellos die idealſte Folm der

Kriegspatenſchaft, und die Annahme an Kindesſtatt die idealſte, aber dieſe
Formen ſind aus mancherlei Gründen nur ſelten möglich. Wohl aber
ſind zahlreiche Privatperſonen, namentlich aber auch Ardeiigeder, Berufs
vereine und andre Vereine, denen der Gefallene nahe ſtand, in der Lage,
die finanzielle Sorge für die Zukunft ſeiner Kriegerkinder in obigem
Sinne zu übernehmen. Dies kann hauptſächlich in zwei Formen ge
en Entweder zahlt der Kriegspate beim K reFürſorgeamt eine einmalige Summe von 200, 300 M. oder mehr ein,
die zugunſten des Kindes in einem Sparbuche oder in Kriegsanleihe
angelegt und in der Regel bei der Schulentlaſſung mit den aufgelaufenen
Zinſen ausgezahlt werden was wirtſchaftlich jedenfalls den Vorzug
verdient oder wenn Beiträge in Frage kommen, ſchließt der Pate
eine Kriegspatenſchaftsverſicherung ab. Auch dieſe Form der Kriegs
patenſchaft dietet infolge der geringen Teilzahlungen und die bequeme
ehe eng der Beiträge durch die Organe der Verſicherungs
geſellſchaften ſowie den mindeſtens moraliſchen Zwang zum Sparen

n ns Kriegshinterbliebenen-Fürſorgeamt hat daher, um weiteſte
Kreife für die Kriegspatenſchaft zu intereſſieren, mit zwei unſerer be
deutendften Lebensverſicherungsgeſellſchaften, nämlich der HamburMannheimer-Verſicherungs-Aktien- Geſellſchaft und der in Halle donig-

lierten „Jduna“, Lebens-, Penſions und Leibrenten-Verſicherungsgeſell
f a. G., Arbeitsgemeinſchaftsverträge zwecks Abſchluſſes ſolcher

vereinbart, deren Vorzugsbeſtimmungen ſowohl den
riegspaten als auch den Kindern zugute kommt. Beide Geſellſchaiten
haben erhebliche Vergünſtigungen zugunſten der verſicherten Kinder
und des Fürſorgeamtes gewährt, namentlich auch in Bezug auf die Ver
hütung eines vorzeitigen Verfalles der Verſicherung. Sie werben nur
d Helfer und Helferinnen, die vom Fürſorgeamt mit einem bede Ausweiſe verſehen ſind. Dem Amt ſieht ein weitgehendes

Ueberwachungsrecht und Einfluß auf die Geſchäftsgebarung zu, die ſich
ganz nach den von ihm herausgegebenen Leitſätzen zu richten hat.

Die Verſicherungsſcheine werden dem Fürſorgeamt ausgehändigt.
dem der Kriegspate alle aus der Verſicherung abtritt. Das
Fürſorgeamt verteilt in der Regel allein die zu berückſichtigenden Kinder
auf die Kriegspaten und verfügt ſpäter nach ſeinem pflichtmäßigen Er
m über die Auszahlung des Kapitals, jedoch wird in beiden Fällennd den begründeten Wünſchen des Kriegspaten Rechnung

Die Verſicherung ſoll in der Hauptſache den während des
geborenen Kindern zugute kommen. r Kinder, die älter als

5 Jahre ſind, wird in der Regel die n auf Sparbücher bevor
zugt, wenn die Auszahlung ſchon mit dem 14. Lebensjahre erfolgen ſoll.
Als Kapital für die Ausbildung wird ein Betrag von 400 bis 500 M.,
jedenfalls nicht unter 300 M. empfohlen. Unter Umſtänden können auch
zwei Perſonen für dasſelbe Kind die Kriegspatenſchaftsverſicherung
übernehmen z. B. Eheleute, Geſchwiſter Uneheliche Kinder und Kinder
ans kinderreichen Familien werden vörzugsweiſe derückſichtigt. Endlich
ſollen den mit einmaligen Einzahlungen oder mit Verſicherungen
nicht nur Kriegerwaiſen, ſondern nach Bedarf auch für Kinder von

Kriegsteilnehmern geworben werden. Wer perſön
Fürſorge nicht wünſcht, kann dieſe dem Kriegshinterbliebenen

überlafſen, das jederzeit auch Rat und Auskunft gern er

ew ren ennimmt. Ein dzu bereiten und befähigten Einwohner und Vereine unſerer
Siadt werden unter Hinweis auf die

a der Dankespflicht an unſere dedüe
herantretendeneſſen n hinein n ene h We e
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Notwendige Feſtſtelungen. Das Volksdlalt fühlt ch be
i rſchriftzeile „Maßregelungseifer der Unab-

nicht die Berechtigung einer polet Melhode einſehen
können, die den Genoſſen Sia r 77 F J u
ängiger Demagogen macht. Man n als Gegner d enoſſendeſſen Tätigkeit im Kampfe um das Volksblatt denken

wie man will, das eine muß ihm wohl auch der verbiſſenſte
Fanatiker unter den Kämpen der Ungbhängigen zuerkennen, ſofern
er nur ein klein wenig Vernunft noch beiſammen hat: daß ſich
Genoſſe Herzig vom Beginn der Parteiſpaltung an offen und ehrlich
auf die Seite der Parteimehrheit geſtellt hat. Das kann man aber
von ſo manchem, der jetzt im Lager der Unabhängigen zu den Un
eniwegteſten gehört, nicht ſagen, am allerwenigſten von dem Manne,
der ſeit einiger Zeit mit dienſtbefliſſenem Eifer die heftigſten Aus
fälle gegen den Genoſſen Herzig richtet. Dieſer Mann iſt früher
nicht müde geworden, unſeren Genoſſen gegenüber immer wieder
ſein Bedauern über die Parteiſpaltung austzuſprechen, ſeine Shm-
pathie mit unſeren Anſchauungen zu bekunden und auch zu betonen,
daß er deswegen mit ſeinen Kollegen in der Redaktion des Volks
blattes wiederholt ſowohl brieflich wie mündlich Auseinanderſetzun
gen gehabt hat. Zwar ſchwieg er ſich darüber aus, daß er trotzdem
ruhig ſeine Beitragsmarken bei den Unabhängigen klebte, und wir
haben auch keine Kontrolle darüber, was er eigentlich gegenüber der
anderen Seite geſagt hat, wenn er mit dieſen Leuten allein war.
Aber immerhin: „regierungsſozialiftiſch“ hat er ſich immer gegeben,
wo und wie ſich ihm nur immer eine Gelegenheit dazu bot. Das
ging ſogar bis in die letzten Tage hinein, ehe uns das Gericht
wenn auch nur vorläufig die Wahrnehmung unſeres Eigentums-
rechtes am Volksblatt vereitelte. Erſt danach entdeckte jener Mann
ganz plötzlich, daß er unabhängig, ja, mehr als unabhängig iſt, und
gab ſich nun alle Mühe, durch die heftigſten Ausfälle auf die „Re
gierungsſozialiſten“, vor allem auch auf ſeine bisherigen perſön
lichen Geſinnungsfreunde, ſeinen neuen Geſinnungsgenoſſen zu be
kunden, daß er wirklich und wahrhaftig ganz ihresgleichen ſei und
das unabhängige Jnquiſitorenamt noch weit beſſer wahrzunehmen
wiſſe, als diejenigen Leute, die ſich vordem daran gütlich getan
hatten. Wer aber innerhalb ganz kurzer Zeit derartig ſchroffe
Wandlungen durchmachen kann, der hat doch wirklich alles Recht
darauf verwirkt, ſeine Läſterzunge an einem Manne wie dem
Genoſſen Herzig zu erproben, dem man an ſeine Geſinnungsrein
heit jedenfalls nicht taſten kann. Deshalb meinen wir auch, der
gegenwärtige Macher des Volksblattes würde gut daran tun, nun
endlich von ſeinen perſönlichen Jnfektiven zu laſſen, er kann
dabei gewiß nichts profitieren. Oder ſollte das etwa auch zu den
Werkzeugen ſeines Wiedervereinigungseifers gehören, mit dem er
ſich letzthin ſogar zu drapieren wagte

Reue DJäüge ſind ſoeben in letzter Stunde zum 1. Juni nach
träglich zwiſchen Magdeburg, Halle und Leipzig eingelegt worden. Doch
werden dadurch auch beſonders gute Verbindungen mit dem Königreich
Sachſen, Süddeutſchland und Oeſterreich geſchaffen. Von den beiden
Zügen geht der eine von Magdeburg r 7,16, von Halle 8,42 ab
und iſt in Leipzig 9,18. Er findet dort 9,30 Anſchluß nach Dresden,

wo man 11,35 e n t Te h t r hHalle d aus gart, an 7,02, und ausrn Richtung fährt man von Leipzig
9,47 von Halle 15,35 und iſt 12,05 in Magdeburg. Auch
r iſt Anſchluß aus Wien in Dresden an 6,55, ab 7,24, an Leipzig 9,30.

Halle hat der Zug Anſchluß nach Stuttgart 10,44, Frankfurt 10,55
und 11,19, München 1,07.

Die nnahmen betrugen im Mai 1918 bei der Siadi-
bahn 185 285.78 M., bei der Straßenbahn 123 133.77 M., im Mal 1917
bei der Stadtbahn 160 719.45 M., bei der Straßenbahn 103 197.85 M.,
mithin im Mai 1918 mehr bei der Stadibahn 24 566.33 M., bei der
Straßenbahn 19 935.92 M.

Keine Strafloſigkeit infolge Irrtums bei Höchſtpreisüderſchrei-
kungen. Das Reichsgericht hat in einer Entſcheidung dahin erkannt, daß
die bekannte Bundesratsverordnung über Straffreiheit infolge Jrrtums
vom 18. Januar 1917 beim Höchſtpreisgeſetz nicht Platz greift und
Unkenntniſſe ſeines Inhalts und ſeiner Anwendbarkeit im Einzelfalle
daher den Täter nicht zu entſchuldigen vermag.

Gegen die übermäßig hohen Preiſe bei Kirſcheuverpachiungen
t der Landtagsabgeordnete Delius eine Eingabe an die Reichsſtelle
r Obſt und Gemüſe gerichtet. Jn dieſer weiſt er darauf hin, daß die

Pachtpreiſe der Provinz Sachſen dieſes Jahr die Preiſe der Kirſchen
verpachtungen aus dem Vorjahre, die auch bereits die Preiſe früherer
Johre um ein vielfaches überſchritten, wieder um das vier bis fünffache
überſteigen. Die Obſt- und Gemüfeſtelle in Magdeburg habe bekannt
gemacht, daß ſie hiergegen einſchreiten wolle, allein es ſei nichts geſchehen.
Im Gegenteil, die Verpachtungen fänden weiter ſtatt und. die hohen
Pachtpreiſe würden weiter erzielt. Demnach würden die Kleinhandels-
preiſe für Kirſchen ſo hohe werden, daß die minderbemittelte Bevölkerung
Kirſchen überhaupt nicht zu kaufen vermöge. Wenn hiergegen etras
geſchehen ſolle, ſo müſſe das ſofort geſchehen, denn die Kirſchenfrühernte
werde ſchon in den nächſten Tagen auf den Markt kommen. Die Pro
vinzialſtelle foll angewieſen werden, dementſprechende Maßnahmen zu
treffen. Ferner ſei es notwendig, daß ſchon jetzt Vorkehrungen für die
Verpachtung des Hartobſtes getroffen und die Verbote von Gemeinden
und Kommunalverbänden auf Ausführung von Obſt aus ihren Kreiſen
nachgeprüft werden; denn wenn dieſe Verbote aufrechterhalien würden,
ſo erhielten die Großſtädte und Jnduſtriebezirke überhaupt kein Obſt.

Kriegsunkerſtützung auch ohne Familiengemeinſchaft. Das Bun
desamt für Heimatweſen, der höchſte deutſche Gerichtshof für Fragen
des Unterſtützungsweſens, hat in einer neueren Entſcheidung dahin er
kannt, daß Familiengemeinſchaft für den Anſpruch von Angehörigen auf
Kriegsunterſtützung nicht erforderlich iſt. Jm vorliegenden Falle, den die
Deu Juriſtenzeitung miiteilt, gehört die Witwe D. als Schwieger
mutter des zum Heeresdienſt Eingezogenen zu den Perſonen, denen der
Lieferungsverband eine Kriegsunterſtützung zubilligen kann, nicht muß.
Das Geſetz knüpft aber den Anſpruch der Angehörigen von Kriegsteil
nehmern nirgends an die Vorausſetzung, daß ſie die Familiengemein-
ſchaft haben. Insbeſondere genügt für den Anſpruch der Schwieger
mutter des Einberufenen, daß ſie von ihm unterhalten iſt oder ihr Unter
haltungsbedürfnis erſt nach erfolgtem Dienſteintritt hervorgetreten iſt.
Daß die Unterſtützungsbedürftigkeit der Witwe D. mit dem Uebertritt
in den Haushalt ihres andern Schwiegerſohnes fortgefallen wäre, trifft
nicht zu. Denn es erhellt nirgends, daß dieſer bereit geweſen wäre, ihr
den vollen Unterhalt umentgeltlich zu gewähren. Ebenſo iſt es uner
r daß der Schwiegerſohn P. gefallen iſt und ſeine Frau und
benthen nicht mehr Kriegsunterſtützung, ſondern Hinterbliebenenrente

ehen.
Für die Ludendorff-Spende. Die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands hat die Gewertſchaſtotertelle um z Mit

wirkung bei der m deutſchen Volksverſammlung für
r

egsbe

erſ Begründung i taMitteln die vom W re e
s

un e vor allem

h h n Ohne denh durch das Reich irgendwiezu dleibe noch immer beſondere Summen für
Veihilfen zur u haben. DasA „Die Arbeiter und A biben en weiten

Teil der Kriegebeſchädigten und werden auch den größten Teil

rwärts ſeiner Mitteilung des FunktionärNee morgen auf ſof anwung unt
des Genoſſen Herzig vorangeſett hatte, mit einer

derer, die tn deſondere Ronage geraren uno Meſſe ſorvern, vargeen
Es würde deshalb unb und nicht verſtanden werden, wenn die
gewer ihre Mitwirkung bei den Sammlungen

unſerer Zeitung

Im amtlichen Teile dieſer Nummerr rn e veröffentlicht, die durch
ulaſſung des erweiterten Dachgeſchoßausbaues zur Behebung des

b Den Gr üa
ungen oDe rüche und döchſten ne drei Wohnräumen Der

Zweck, e zu ſchaffen, wird aber nur dann trag wenn
die freizugebenden oder neu zu ſchaffenden Dachgeſchoßräume auch tat

eſtrebten Nutzungszwecke zngeſndet werden und er
leiben. daher ausgeſchloſſen, daß die auf An freigeg

Räume etwa zur Unterbringung von Dienſt oder Arbeilsperſonal oder
Vergrößerung und zu wirtſchaftlich vorteilhafterer Ausnugtzußer ede vorhendener achgeſchoßwohnungen ausgenutzt oder

eingerichtet werden dürfen. In welchem Umſange die Vergrößerung
des m v x zugelaſſen werden kann, wird von Fall zu
Fall geprüft. Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß die Räume den feuer-
polizeilichen und geſundheitlichen n en genügen müſſen. Auf
alle Fälle ſei angeraten, ſich über die Möglichkeit des Ausbaues recht
zeitig Rat bei Baupolizei-Verwaltung, Polizeidienſtgebäude am
Hallmarkt, W Bemerkt ſei außerdem noch, e e
gung für die Benutzung der Räume auf höchſtens 5 Jahre erteilt
werden ſoll.

Die Haſleſch. Kaliwerke A.G. in Schletlau haben ſoeben die ſofori
bat Dividende auf 6 Prozent feſtgeſetzt. Wie die Verwaltung mit
eilt, ſei nach einer langen Periode der Aufbau des Werkes nunmehr
vollendet. Wenn man jetzt dazu übergehe, eine Dividende vorzuſchlagen,
ſo ſei das nicht etwa die Folge des Gewinnes aus dem Kriege, ſondern
es zeigten ſich die Früchte des jetzt abgeſchloſſenen Aufbaues.
J be namentlich in den erſten Jahren auf die E
Werkes ſehr ungünſtige Rückwirkungen ausgeübt. Jm Hinblick auf die
außerordentliche Steigerung der Se e ſei es dringend notwendig,daß Reichstag und Aegierun ſich endlich zugunſten einer angemeſſenen
Erhöhung der Kalipreiſe enſcheiden würden.

Ertränkt. Während der Nacht zum Dienstag wurden einer
Promenadenbank in der Nähe der Schieferbrücke ein ſchwarzer Damen
hut, ein ſchwarz und weißkariertes Damenjackett und ein Paar ſchwarze
Halbſchuhe gefunden. Jn einem Briefe, der bei den Sachen lag, teilte
die Eigentümerin mit, daß ſie wegen Schwermut und Liebeskummer den
Tod geſucht habe. Anſcheinend iſt das Mädchen in die Saale gegangen.,
Die Leiche wurde noch nicht gefunden.

Gefundene Gegenftände. In der Zeit vom 15. bis 31. Mal
ſind nachſtehende Gegenſtände als gefunden bei der a
abgegeben oder angemeldet worden: 8 Geldtäſchchen mit Jnhalt,
Perlenhalskette, verſchiedene Geldſcheine, 1 Uhr mit Kette, 1 Klemmer,
1 Btille, 1 Frauenrock, 1 Paket mit Bekleidungsſtücken, 2 Paar Schuhe,
3 Hemden, 1 Taſchentuch, 2 Kinderſchürzen, 1 Schirm, 1 Kursbuch,
mehrere Schlüſſel. Die Eigentümer werden aufgefordert, ihre Rechte
innerhalb 6 Monaten im Polizeiverwaltungsbureau, Dreyhauptſtraße 4,
Zimmer 100, geltend zu machen. Die nicht zurückgeforderten Gegen
ſtände werden an die Armenverwaltung oder an den Finder abgegeben.

Geſtohlen wurden während der letzten Wochen ein goldner Ring
mit blauem ovalem Stein, umgeben von 10 kronenartig gefaßten Blil-
lanten; eine goldne Damen-Remontoir-Uhr mit ſchmalem ziſeliertem
Rand und arabiſchen Zahlen, der Rückdeckel mit blauen Blumen und
wappenähnlicher Verzierung; ein Reiſekorb aus Weidengeflecht, ent
un ein ſchwarzes Kleid, deſſen Bluſe mit ſchwarzenlumen um den Halsausſchnitt verſehen iſt; ein kotgagſtteiſtes ch

kleid; eine rote Satinbluſe, eine rote Alpakabluſe; 3 weißl. Bluſen; eine
Kleidertaiſle aus hellbr. Stoff mit weißem mit Goldfäden durchzogenem
Einſatz; ein roſafarb. Voilerock; ein hellgr. Kleiderrock; ein weißleinener
Unterrock; 4 ürzen, eine weiß, eine blau und weiß geſtreift, eine
braun und weißgeſtreift und eine weiß punktiert; ein Paar ſchwarze
Spangenſchuhe; ein ſchwarzer Samthut mit blaugeblümtem Vande;
3 weißleinene Frauenhemden, t „B. G.“; 2 blau und weißgeſtreiſte
Frauen Barchenthemden; 4 weiße Taſchentücher, gez. „B. G.“; aar
graue und 9 Paar ſchwarze Frauenſtrümpfe, von letzieren ein Paar
„B. G.“ gezeichnet; ein weißleinener Deckbett- und 2 Kiſſenbezüge, ein
weißleinenes Beituch, gez. „B. K.“; eine bunte Bett und eine ſolche
Tiſchdecke; eine goldene Armbanduhr mit dem Monogramm „H. E.“.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Der Troubadour. Oper von Dwrrpe Verdi. Welch ein weiter

Weg vom „Troubadour“ zum „Othello'“, den wir vergangenen Winter
erſt im Stadttheater ſehen konnten Hier die reine, in Tönen ſchwel
gende, nur um ihrer ſelbſt willen lebende Muſik, dort die zwar auch
noch hochmelodiöſe, doch ſtraff diſziplinierte und nur der Drarrgiük
dienende Muſik. Es iſt derſelbe Weg, den auch Wagner gegangen iſt,
als er vom „Rienzi“ allmählich zum „Ring der Nibelungen““ hin
wandelte. Freilich, in einem blieb ſich Verdi immer gleich: er bewahrte
ſich ſowohl ſeine Melodienfülle, wie ſeine prickelnde, hin
reißend leidenſchaftliche Melodik. Und das zieht auch immer wieder
zu ihm hin, ſo ſehr der charakterloſe, manchmal direkt widerſinnige
Singſang des „Troubadour“ auch oft genug abſtoßen mag. Die Hin
neigung dazu wird dem Zuhörer um ſo leichter gemacht, wenn u
Aufführung bemüht, das Süßliche der Verdiſchen Jugendwerke
einen gewiſſen großen und kräftigen Zug zurückzudrängen. Und das
war bei dieſer Aufführung im Stadttheater der Foll. Dafür bürgten ſchon
die beiden Gäſte Herr Bolz (Manrico) und Reudörffer (Lung), die ſich
ganz als Heldendarſteller gaben, dabei freilich al des guten zu
viel tun wollten. Dazu trugen aber auch die meiſten andern Sänger bei,
vor allem Tilly Schmidt, eine uns noch gänzlich unbekannte Dame, als
Leonore, die hauptſächlich in den ihn ſehr Vorzügliches leiſtete;
Katharine Eichenberg, unſere einheimiſche Altiſtin, die als Azucena trotz
ihrer immerhin noch nicht vollkommen ausgereiften Stimmittel eing
überraſchend gute Leiſtung bot, auch in darſtelleriſcher Beziehung;
ſchließlich Anton Neuhauſen, ein ebenfalls hier noch unbekannter er,
der den Ferrando mit einem wohlklingenden und ziemlich umfangreichem;
wenn auch manchmal etwas herben Baß, ausſtattete. Ungenügend war
nur der Chor, der eine viel zu ſchwache Beſetzung aufwies. Ebenſa
wenig vermochte diesmal ganz die Regie des Herrn Roesler zu befrie
gen, die beiſpielsweiſe von den hell auf zum Himmel lodernden
Flammen, überhaupt der finſteren Dämonik dieſer Oper garnichts

re ließ. Das Orcheſter leitete mit guter Vollendung diesmal Herr

ren. cw.Einen SonalenAbend hatte der Bund zur Erhaltung und Mehrung
der deutſchen Volkskraſt am Montag in der Aula der Umverſikät veran
ſtaltet. Ausführende waren der Konzertmeiſter Joh. Verſteeg (Vio
line), der durch die Leitung der Konzerte im Kaffee Zorn beſtens be
kannt iſt, und Dr. Grote (Klavier). Zum Vortrag kamen Kompo
ſitionen von Beethoven, Schumann und Frank. Das feinſinnige, voll
endete Spiel fand den lebhafteſten Beifall des vollbeſetzten Hauſes. Die

Meiſterſchaft zeige ſich bei allen einzelnen Vorträgen Jedenfalls kann der
Bund mit dem Erfolg dieſer Veranſtaltung nach jeder Richtung zufrieden
ſein.

Skadiſhealer. Heute Mikiwoch, „Das Dreimäderlhaus“, Donner tag

l Die Stü rz 3 gö rer e der Geſellſchaſt“, Schauſpiel von Ibſen,

Eingegangene Schriften.
Arbeiter Jugend. Die ſoeben erſchienene Nr. 11 des zehnten Jahr

gangs hat u. a. folgenden lt: dverfehl ugendVon W. E. Frehge eiſte v
Die Ue Sie die Sieg hre ne in ß von et

Barthel. (Mit A Ueber den rglauben. Von H. H.
7 Gedicht We n von FallersDie andern. Gedicht von Emma Dölt. gen F
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